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VIII

Vorbemerkung

Das neue Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht liegt nach einem Gesetzgebungsmarathon vor. Nachdem 

das Bundesverfassungsgericht im Dezember 2014 sein Urteil verkündet hatte, sah es zunächst nur nach 

punktuellen Änderungen aus. Schließlich hatte das Bundesverfassungsgericht die Verschonung von 

Betriebsvermögen mit dem Ziel der Erhaltung von Arbeitsplätzen für grundsätzlich verfassungskonform 

erachtet. 

Allerdings beanstandete es die umfangreiche Verschonung von Betriebsvermögen großer Unternehmen. 

Damit begann eine oft sehr emotional geführte und ideologisch geprägte Diskussion um die Abgrenzung 

großer und kleiner/mittlerer Unternehmen, um die Voraussetzungen des Verschonungskonzepts sowie 

um die Notwendigkeit der Einbeziehung von Privatvermögen zur Begleichung der Steuerschuld. 

Nach einem Eckwertepapier, einem Referentenentwurf, einem Regierungsentwurf, einer ersten schnell 

verworfenen Einigung der Politik im Februar 2016, einer zweiten Einigung im Juni 2016, die im Bundesrat 

jedoch keine Mehrheit fand, sowie einem Vermittlungsverfahren ist am 14.10.2016 mit Zustimmung des 

Bundesrates nach fast zwei Jahren seit Verkündung des Urteils eine Neuregelung der Erbschaftsteuer 

für Familienunternehmen beschlossen worden.

Die im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens vorgenommenen Änderungen waren umfangreich. Ein 

Vergleich der (Belastungs-)Wirkungen der je nach Verfahrensstand unterschiedlichen Konzepte und 

Voraussetzungen der Entwürfe ist nahezu unmöglich und auch unnötig. Das Bundesverfassungsgericht 

hat in seinem Urteil die Anforderungen an ein verfassungsgemäßes Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht 

definiert. Nur das Urteil kann daher Maßstab für das neue Recht sein.

Die Zusammenfassung „Das neue Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht – Was bedeutet es für Familien-

unternehmen?“ soll dem interessierten Leser einen Überblick über das neue Erbschaft- und Schenkung-

steuerrecht geben. Übersichten und Berechnungen veranschaulichen die komplexe Materie. Darüber 

hinaus unternimmt die Zusammenfassung den Versuch, eine Wertung und Analyse der Neuregelungen 

vorzunehmen. Das Bundesverfassungsgerichtsurteil vom Dezember 2014 dient hierzu als Maßstab.
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I.	 Der durch das Bundesverfassungsgericht  
entstandene Regelungsbedarf

Das am 01.01.2009 in Kraft getretene und bis zum 30.06.2016 geltende Erbschaft- und Schen-

kungsteuerrecht verschonte Betriebsvermögen unter Einhaltung der so genannten Lohnsummen-

regelung und der Behaltensfrist zu 85 Prozent beziehungsweise zu 100 Prozent. Die Begünstigung 

wurde mit dem Entzug von Liquidität durch die Steuer und damit den potenziellen negativen 

Auswirkungen auf Arbeitsplätze in den Familienunternehmen begründet. Gleichzeitig wurden für 

Betriebsvermögen neue Bewertungsregelungen geschaffen, die sich seitdem am Verkehrswert 

orientieren. Das bisherige Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht wurde im Dezember 2014 vom 

Bundesverfassungsgericht insbesondere in drei Punkten für verfassungswidrig erklärt: 1. Verwal-

tungsvermögen – Das Bundesverfassungsgericht hält es für unverhältnismäßig, Vermögen mit ei-

nem Anteil von bis zu 50 Prozent Verwaltungsvermögen insgesamt zu privilegieren. 2. Verschonung 

großer Unternehmen – Das Bundesverfassungsgericht beanstandet die Höhe der Verschonung 

bei großen Unternehmen. 3. Lohnsumme – Das Bundesverfassungsgericht erachtet die bisherige 

Freistellung von Betrieben mit nicht mehr als 20 Beschäftigten von der Lohnsummenpflicht für 

unverhältnismäßig. Die meisten Unternehmen haben weniger als 20 Beschäftigte.

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat dem Gesetzgeber in den vergangenen zwei Jahrzehnten im-

mer wieder aufgegeben, das Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht verfassungskonform auszugestalten. 

Zuletzt hatte das Bundesverfassungsgericht am 17.12.2014 die erst seit 2009 geltende Privilegierung 

für Betriebsvermögen (teilweise) für verfassungswidrig erklärt.1

Zwar war nach dem Urteil des Gerichts die Begünstigung von Betriebsvermögen im bisherigen Erb-

schaftsteuerrecht insgesamt verfassungswidrig, weil wesentliche Elemente der Ausgestaltung der Ver-

schonungsregelung (§§ 13a, 13b i. V. m. 19 Abs. 1 ErbStG) gegen den Gleichheitsgrundsatz gem. Art. 3 

Abs. 1 GG verstoßen. Jedoch sah das Gericht die Verschonungsregelungen selbst nicht in vollem Umfang 

als verfassungswidrig an. Isoliert betrachtet und im Grundsatz seien sowohl die Regelverschonung von 

85 Prozent sowie die Optionsverschonung von 100 Prozent, die Lohnsummenregelung sowie die Behal-

tensfristen verfassungskonform. Allerdings bedürften die verfassungswidrigen Elemente punktueller 

Nachbesserungen, halte der Gesetzgeber an dem bestehenden Konzept fest. Der Gesetzgeber war auf-

gefordert, bis zum 30.06.2016 eine Neuregelung zu schaffen.2

1	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136; BStBl. II 2015, S. 50. Das Urteil basiert auf dem Vorlagebeschluss des 

Bundesfinanzhofs (BFH) vom 27.09.2012. Darin stellte der BFH insbesondere die Begünstigung des Betriebsvermögens 

auf den Prüfstand. Insbesondere prangerte der BFH eine Überprivilegierung von Betriebsvermögen und die fehlende 

Zielgenauigkeit der Begünstigungswirkungen gem. §§ 13a und 13b ErbStG an; BFH-Beschluss v. 27.09.2012, BFHE 238, 

S. 241; BStBl. II 2012, S. 899.

2	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136 (S. 251); BStBl. II 2015, S. 50 (S. 89).
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Moniert werden insbesondere die Regelungen zum Verwaltungsvermögen, die Privilegierung großer Un-

ternehmen sowie die Freistellung von der Lohnsummenpflicht bei Betrieben mit bis zu 20 Beschäftigten.

Verwaltungsvermögen

Das Bundesverfassungsgericht hielt die Regelung zum Verwaltungsvermögen für nicht mit dem Gleich-

heitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar.3 Bisher konnte der Erwerber in den Genuss einer 85-prozen-

tigen Verschonung kommen, wenn der Anteil des Verwaltungsvermögens (Dritten zur Nutzung überlas-

sene Grundstücke, Anteile an Kapitalgesellschaften mit einer Beteiligung von nicht mehr als 25 Prozent, 

Wertpapiere, etc.) nicht höher als 50 Prozent war. Eine Verschonung von 100 Prozent war möglich, wenn 

das Verwaltungsvermögen nicht mehr als zehn Prozent betrug. Das Bundesverfassungsgericht hielt es für 

legitim, mit Hilfe der Bestimmungen über das Verwaltungsvermögen produktives Vermögen zu fördern 

und die Hauptziele der Verschonungsregelungen – die Sicherung von Arbeitsplätzen sowie den Erhalt 

des Bestands von Familienunternehmen – anzustreben. Zudem stellte das Gericht fest, dass die Verwal-

tungsvermögensregelung auch geeignet und erforderlich sei, die Hauptziele zu erreichen. Allerdings sei 

es unverhältnismäßig, Vermögen mit einem Anteil von bis zu 50 Prozent Verwaltungsvermögen insgesamt 

steuerlich zu privilegieren. Auch stünde die Regelung im Widerspruch zu der Typisierung des § 13b 

Abs. 4 ErbStG. Danach soll jedes Unternehmen über nicht begünstigungsfähiges Verwaltungsvermögen 

im Umfang von 15 Prozent des gesamten Betriebsvermögens verfügen. Schließlich sei zu beanstanden, 

dass bei mehrstufigen Konzernstrukturen ein Kaskadeneffekt, also eine Begünstigung auf verschiedenen 

Konzernebenen, auftrete, obwohl bei Gesamtbetrachtung des Konzerns der Verwaltungsvermögensanteil 

überwiege.

Privilegierung kleiner und mittlerer Unternehmen vs. großer Unternehmen

Bisher konnte der Erwerber eine Verschonung von 85 Prozent oder optional von 100 Prozent für das 

von ihm erworbene Unternehmensvermögen unter bestimmten Voraussetzungen in Anspruch nehmen. 

Das Bundesverfassungsgericht wies auf den Entscheidungsspielraum des Gesetzgebers hin, kleine und 

mittlere Unternehmen, die in personaler Verantwortung geführt werden, zur Sicherung ihres Bestands 

und zur Erhaltung der Arbeitsplätze steuerlich zu begünstigen. 

3	 In Übereinstimmung mit der Argumentation des BFH in seinem Beschluss v. 27.09.2012, Tz. 97 ff.; BFHE 238, S. 241 

(S. 264 ff.); BStBl. II 2012, S. 899 (S. 909 f.). Der BFH sieht darin einen gegen Art. 3 Abs. 1 GG verstoßenden Begüns-

tigungsüberhang, dass bei der Regelverschonung das Betriebsvermögen bis zu 50 Prozent aus nicht betriebsnotwen-

digem Vermögen bestehen könne. Ohne Zuordnung zum Betriebsvermögen unterläge es als Privatvermögen der 

vollen Besteuerung. Es sei nicht zu erkennen, dass Betriebe aus Gründen der Liquidität, zur Absicherung von Krediten 

oder auch zur Stärkung der Eigenkapitalbasis typischerweise bis zu 50 Prozent über nicht unmittelbar dem Betrieb 

dienende Wirtschaftsgüter verfügen müssten, womit eine zulässige Typisierung ausscheide. Außerdem werde der 

Begünstigungsüberhang dadurch erweitert, dass sich durch eine einfache, mehrstufige Konzernstruktur der unter die 

Verschonungsregelung fallende Anteil des Verwaltungsvermögens am Betriebsvermögen mit jeder weiteren Beteili-

gungsstufe gemessen am Konzernvermögen deutlich erhöhen könne.
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Das Urteil führte zu dem bis zum 30.06.2016 geltenden Gesetz aus, dass die Verschonungsregelung mit 

dem Ziel der Erhaltung von Arbeitsplätzen im Grundsatz erforderlich sei. Der Gesetzgeber hätte anneh-

men dürfen, die Verschonung sei regelmäßig geboten, um die Unternehmen vor Liquiditätsproblemen 

zu bewahren. Eines empirischen Nachweises der Bedrohung der Existenz und des Verlusts von Arbeits-

plätzen durch die Erbschaft- und Schenkungsteuer hätte es nicht bedurft.4 Auch sei eine Verschonung 

ohne individuelle Bedürfnisprüfung verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden.5 Der Gesetzgeber hätte 

zudem davon ausgehen dürfen, dass aufgrund der seit 2007 geltenden erhöhten, realitätsnäheren Wert-

ansätze eine höhere Steuerbelastung drohen würde, der durch das damals neue Verschonungskonzept 

der §§ 13a und 13b ErbStG Rechnung getragen wurde. Das Bundesverfassungsgericht hält es vor diesem 

Hintergrund für plausibel, dass der Erwerber oder Beschenkte die Steuerschuld nicht allein aus seinem 

eigenen Vermögen würde begleichen können, sondern hierzu auf das erworbene Betriebsvermögen 

zurückgreifen müsse.6

Auch erfordere eine Ungleichbehandlung des Erwerbers begünstigten unternehmerischen Vermögens ge-

genüber Erwerbern sonstigen unbegünstigten Vermögens keine grundsätzlich individuell durchgeführte 

Bedürfnisprüfung in jedem Erb- und Schenkungsfall, sondern liege die Verschonung ohne individuelle 

Bedürfnisprüfung im Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers.7 Zwar könne sich die Ausprägung der 

Ungleichbehandlung verringern, wenn Einzelfallprüfungen hinreichende Liquiditätsreserven zur Tilgung 

der Steuerschuld ergeben würden. Jedoch stünden dem erhebliche Erschwernisse bei der Steuererhe-

bung gegenüber. So müsste einzelfallbezogen geprüft werden, ob die Leistungsfähigkeit eines Betriebs 

die Begleichung der Steuerschuld ermögliche. All die damit verbundenen Bewertungsfragen seien zu 

berücksichtigen. In der Gesamtschau stelle sich daher die Verschonung mit Einzelfallprüfung nicht als 

milderes Mittel dar.8

Aufgrund der Höhe der steuerbefreiten Beträge beanstandet das Gericht jedoch die Privilegierung großer 

Unternehmen. Je umfangreicher die Steuerverschonung und je größer die Ungleichbehandlung zwischen 

4	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136 (S. 190 f.); BStBl. II 2015, S. 50 (S. 69 f.).; so aber vom BFH in seiner 

Vorlage, BFH-Beschluss v. 27.09.2012, Tz. 84-86; BFHE 238, S. 241 (S. 259 f.); BStBl. II 2012, S. 899 (S. 908) gefordert: 

Nach Auffassung des BFH könne eine pauschale Begünstigung des Erwerbs von Betriebsvermögen, die bis zu einer 

vollständigen Freistellung von der Steuer führen könne, nur gerechtfertigt sein, wenn die Betriebsfortführung und 

generell die Existenz mittelständischer Unternehmen gefährdet sei. Eine generelle Existenzgefährdung sei jedoch 

nicht verifizierbar. Vielmehr sei zu berücksichtigen, wenn der Erwerber neben dem Betriebsvermögen über weiteres 

Vermögen verfüge, aus dem dieser die Steuer ohne Gefährdung der Betriebsfortführung bezahlen könnte. Auch stehe 

ihm die Veräußerung offen, durch die der Bestand des Unternehmens gewahrt werde. Mit der Stundungsregelung des 

§ 28 ErbStG bestehe bereits ein Instrument, das in Erbfällen die Erhaltung des Betriebs sichere; vgl. BFH-Beschluss v. 

27.09.2012, Tz. 83; BFHE 238, S. 241 (S. 275); BStBl. II 2012, S. 899 (S. 914 f.).

5	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136 (S. 189 f.); BStBl. II 2015, S. 50 (S. 69).

6	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136 (S. 191 ff.); BStBl. II 2015, S. 50 (S. 70).

7	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136 (S. 194 f.); BStBl. II 2015, S. 50 (S. 71).

8	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136 (S. 195); BStBl. II 2015, S. 50 (S. 71).
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begünstigtem Betriebsvermögen und nicht begünstigtem sonstigen Vermögen sei, desto anspruchsvol-

ler sei die Rechtfertigungslast. Zwar räumt das Gericht ein, dass auch sehr große Unternehmen durch 

die Erbschaft- und Schenkungsteuerzahlung in finanzielle Nöte geraten und Investitionskraft verlieren 

könnten, Arbeitsplätze abbauen, verkauft oder aufgelöst werden müssten, sodass eine Verschonung 

gerechtfertigt wäre. Jedoch seien besondere Vorkehrungen zur Erreichung der mit der Befreiung ver-

folgten Ziele der Arbeitsplatzsicherung etc. erforderlich. Es bestehe daher für große Unternehmen 

grundsätzlich die Notwendigkeit einer Bedürfnisprüfung.9 Das Gericht lässt allerdings die Grenzziehung 

zwischen kleinen und mittleren Unternehmen einerseits und Großunternehmen andererseits offen.10 

Auch die Ausgestaltung und Kriterien für eine Bedürfnisprüfung werden nicht näher beschrieben.11 Es 

sei Aufgabe des Gesetzgebers, unter Berücksichtigung der Gemeinwohlziele präzise und handhabbare 

Kriterien für die Bestimmung der Grenze zwischen kleinen und mittleren Unternehmen einerseits und 

großen andererseits festzulegen. Das Gericht verpflichtete den Gesetzgeber allerdings nicht, den Kreis 

kleiner und mittlerer Unternehmen exakt zu bestimmen und die Verschonung ohne Bedürfnisprüfung 

auf diese zu beschränken. Es stellte dem Gesetzgeber daher beispielhaft die Festlegung einer absoluten 

Förderhöchstgrenze – beispielsweise von 100 Millionen Euro12 – frei, jenseits der eine Steuerverschonung 

enden und eine Stundung greifen könnte. 

Für den Fall, dass der Gesetzgeber die Verschonung auch größerer Unternehmen beibehalten wolle, sei 

die Verschonungsbedürftigkeit der Erwerber größerer Unternehmen zu prüfen. Der Gesetzgeber habe 

zu erwägen, ob die Einbeziehung von Privatvermögen zur Begleichung der Steuerschuld heranzuziehen 

sei. Dabei unterschied das Bundesverfassungsgericht zwischen durch Erbschaft oder Schenkung miter-

worbenem Privatvermögen und bereits vor dem Erwerb vorhandenem eigenem Vermögen.13 An anderer 

Stelle weist das Bundesverfassungsgericht jedoch ausdrücklich darauf hin, dass eine Ausdehnung der 

Bedürfnisprüfung auf das vorhandene Vermögen in erheblichem Widerspruch zur Systematik des Erb-

schaftsteuerrechts stünde.14 Damit steht diese Aussage der erstgenannten Textziffer diametral entgegen.

9	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136 (S. 202 ff.); BStBl. II 2015, S. 50 (S. 73).

10	 Beispielhaft wird auf die Definition der EU-Kommission von Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittleren Unter-

nehmen verwiesen (2003/261/EG), ABl. L 124/36 vom 20.05.2003.

11	 Der Begriff der „Bedürfnisprüfung“ ist lediglich aus dem Sozialrecht und dem Waffenrecht bekannt.

12	 In Anlehnung an den Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Sicherung der Unternehmensnachfolge vom 30.05.2005, 

BT-Drs. 15/5555, S. 10.

13	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136 (S. 205); BStBl. II 2015, S. 50 (S. 74).

14	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136 (S. 196); BStBl. II 2015, S. 50 (S. 71).
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Freistellung von der Lohnsummenpflicht

Zudem betrachtete das Bundesverfassungsgericht die bisherige Freistellung von Betrieben mit nicht 

mehr als 20 Beschäftigten von der Lohnsummenpflicht als unverhältnismäßig.15 Dadurch, dass weit über 

90 Prozent aller Betriebe in Deutschland nicht mehr als 20 Beschäftigte aufwiesen, könnten Betriebe fast 

flächendeckend die steuerliche Begünstigung ohne Rücksicht auf den Erhalt von Arbeitsplätzen bean-

spruchen. Vor diesem Hintergrund gab das Bundesverfassungsgericht auf, dass im Falle des Festhaltens 

an dem bisherigen Verschonungskonzept die Freistellung von der Lohnsummenpflicht auf Betriebe mit 

einigen wenigen Beschäftigten begrenzt werden müsse.

15	 BVerfG-Urteil v. 17.12.2014, BVerfGE 138, S. 136 (S. 222); BStBl. II 2015, S. 50 (S. 80). In Übereinstimmung mit dem BFH, 

der die Lohnsummenregelung unter Zugrundelegung von Daten des Statistischen Bundesamts für verfassungswidrig 

hielt. Dadurch, dass die Regelung nur in Betrieben mit mehr als 20 Beschäftigten zur Anwendung komme, weit mehr 

als 90 Prozent aller Betriebe jedoch nicht mehr als 20 Beschäftigte hätten, komme es für die Mehrheit der Betriebe für 

die Gewährung der Steuervergünstigungen (Verschonungsabschlag und Abzugsbetrag) nicht auf die Entwicklung der 

Lohnsummen und damit das Gemeinwohlziel „Erhalt von Arbeitsplätzen“ an. BFH-Beschluss v. 27.09.2012, BFHE 238, 

S. 241 (S. 275); BStBl. II 2012, S. 899 (S. 914 f.); Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch 2011, S. 489.
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II.	 Das neue Erbschaftsteuerrecht –  
Konzept und Voraussetzungen

Der am 14.10.2016 vom Bundesrat beschlossene Gesetzentwurf enthält eine Neudefinition des 

begünstigten Vermögens. Zur Abgrenzung zum nicht begünstigten Verwaltungsvermögen wird 

der bisherige Verwaltungsvermögenskatalog beibehalten und lediglich punktuell geändert und er-

gänzt. Abweichend vom bisherigen Recht wird nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen zukünftig 

definitiv besteuert. Eine Verschonung von 85 (Regelverschonung) oder 100 Prozent (Optionsver-

schonung) kann lediglich dem Erben/Beschenkten von Betriebsvermögen zuteilwerden, dessen 

Erwerb von begünstigtem Vermögen unter 26 Millionen Euro liegt. Bei Überschreiten der Frei-

grenze von 26 Millionen Euro wird die Steuer grundsätzlich auch für das begünstigte Vermögen in 

vollem Umfang festgesetzt. Um das für Familienunternehmen charakteristische personale Element 

zu berücksichtigen, ist jedoch ein Vorwegabschlag von maximal 30 Prozent auf das begünstigte 

Vermögen möglich. Dafür müssen im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung kumulativ Aus-

schüttungs- und Entnahmerestriktionen, Verfügungsbeschränkungen und Abfindungsregelungen 

vorliegen. Darüber hinaus kann der Erwerber entweder einen Antrag auf einen Verschonungs-

abschlag oder auf Durchführung einer Verschonungsbedarfsprüfung stellen. Ersterer verringert 

den Prozentsatz der Verschonung oberhalb der Grenze von 26 Millionen Euro schrittweise. Ab 

einem Wert von 89,75 Millionen Euro (Regelverschonung) beziehungsweise 90 Millionen Euro 

(Optionsverschonung) begünstigten Vermögens wird kein Verschonungsabschlag mehr gewährt. 

Letztere erlässt nur dann die Steuerschuld, wenn der Erwerber nicht in der Lage ist, die Steuer 

aus seinem verfügbaren Vermögen zu tilgen. Hierzu werden das mit übergehende und das beim 

Erwerber bereits vorhandene nicht begünstigte Privat- und Betriebsvermögen mit einbezogen. 

Die Gewährung der Optionsverschonung (unterhalb der 26-Millionen-Euro-Grenze beziehungs-

weise im Rahmen des Verschonungsabschlags) ist daran geknüpft, dass das begünstigungsfähige 

Vermögen nicht zu mehr als 20 Prozent aus Verwaltungsvermögen bestehen darf. Darüber hinaus 

werden Betriebe mit bis zu fünf Beschäftigten von der Lohnsummenregelung ausgenommen und 

Gleitzonen bis zu 15 Mitarbeitern eingeführt. Aufgrund der anhaltenden Niedrigzinsphase kam es 

in den vergangenen Jahren zu stetigen nicht realistischen Erhöhungen der Unternehmenswerte 

im Rahmen des Vereinfachten Ertragswertverfahrens. Um Überbewertungen zu vermeiden, wurde 

ein festgeschriebener Kapitalisierungsfaktor eingeführt. 

1.	 Überblick

Am 14.10.2016 hat der Bundesrat den Entwurf eines „Gesetzes zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und 

Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts“ beschlossen.16 Das 

16	 Beschluss des Bundesrates v. 14.10.2016 (im Folgenden: Beschluss Bundesrat v. 14.10.2016).
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Gesetz basiert auf dem am 08.07.2015 beschlossenen Regierungsentwurf.17 Es erfuhr jedoch im weiteren 

Gesetzgebungsverfahren zahlreiche Änderungen. Insbesondere flossen die Ergebnisse der politischen 

Einigung von Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble (CDU), Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel 

(SPD) und dem bayerischen Ministerpräsidenten Horst Seehofer (CSU) vom 19.06.201618 sowie des Ver-

mittlungsausschusses vom 21.09.2016 in das Gesetz ein.19 Ziel des Gesetzes ist die verfassungsgemäße 

Ausgestaltung der Verschonung betrieblichen Vermögens sowie eine verfassungskonforme Weitererhe-

bung der Erbschaft- und Schenkungsteuer.

17	 Regierungsentwurf eines „Gesetzes zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an die Recht-

sprechung des Bundesverfassungsgerichts“ vom 08.07.2015, BT-Drs. 18/5923 (im Folgenden: Regierungsentwurf  

v. 08.07.2015, BT-Drs. 18/5923). Der Regierungsentwurf basiert auf dem Referentenentwurf eines „Gesetzes zur An-

passung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts“ 

des Bundesministeriums der Finanzen (BMF); im Folgenden: Referentenentwurf; der Referentenentwurf orientiert sich 

wiederum an den in der 9. Kalenderwoche 2015 bekannt gewordenen Eckwerten zur „Neuregelung der Erbschaftsteuer 

für Unternehmensvermögen“, erweitert diese insbesondere um einen so genannten Verschonungsabschlag. Die Unter-

schiede zwischen dem Regierungsentwurf, der politischen Einigung vom 19.06.2016 sowie dem Ergebnis des Vermitt-

lungsausschusses vom 22.09.2016 sind im Folgenden in den Fußnoten dargelegt. Ein Überblick zum Verfahren findet 

sich im Anhang 2., Abb. 37. Die Entwicklung der Voraussetzungen des neuen Erbschaft- und Schenkungsteuerrechts 

im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens sind im Anhang 3., Abb. 38 dargestellt.

18	 Nach der ersten Lesung des Bundestages und der ersten Beratung des Bundesrates am 25.09.2015 sowie einer öf-

fentlichen Anhörung im Finanzausschuss des Bundestages am 12.10.2015 hatte sich weiterer Beratungsbedarf am 

Regierungsentwurf ergeben. Nach mehrmonatigen Verhandlungen konnten CDU, CSU und SPD eine Einigung am 

19.06.2016 erzielen: „Gemeinsame Erklärung von Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble (CDU), Bundeswirtschafts-

minister Sigmar Gabriel (SPD) und Ministerpräsident Horst Seehofer (CSU) – Einigung zur Reform der Erbschaft- und 

Schenkungsteuer vom 19.06.2016“. Der daraus resultierende Änderungsantrag von CDU/CSU und SPD vom 20.06.2016 

mündete in der Beschlussempfehlung des Finanzausschusses vom 22.06.2016; Beschlussempfehlung und Bericht des 

Finanzausschusses des Bundestages, Drs. 18/8911 vom 22.06.2016 (im Folgenden: Beschlussempfehlung Finanz-

ausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911). Diese wurde vom Bundestag in 2./3. Lesung am 24.06.2016 

beschlossen; Gesetzesbeschluss des Deutschen Bundestages über das Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und 

Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts vom 24.06.2016, BR-Drs. 344/16 

(im Folgenden: Beschluss Deutscher Bundestag v. 24.06.2016, BR-Drs. 344/16, bzw. ErbStG-BTE). Jedoch lehnte der 

Bundesrat den Beschluss des Bundestages ab und rief in seiner Sitzung am 08.07.2016 den Vermittlungsausschuss an.

19	 Die Beschlussempfehlung des Vermittlungsausschusses vom 22.09.2016, BT-Drs. 18/9690 (im Folgenden: Beschluss-

empfehlung Vermittlungsausschuss v. 22.09.2016, BT-Drs. 18/9690) wurde vom Bundestag am 29.09.2016 beschlossen; 

Beschluss des Deutschen Bundestages vom 29.09.2016 über ein Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schen-

kungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, BR-Drs. 555/16 (im Folgenden: Beschluss 

Deutscher Bundestag v. 29.09.2016, BR-Drs. 555/16).
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Nach der Zustimmung durch den Bundesrat bleibt die Verschonung betrieblichen Vermögens zu  

85 Prozent (Regelverschonung) beziehungsweise zu 100 Prozent (Optionsverschonung) bei Einhalten 

bestimmter Voraussetzungen bestehen. Die Neuregelungen zur Umsetzung der Anforderungen des 

Bundesverfassungsgerichtsurteils betreffen insbesondere folgende Punkte20:

�� die Abgrenzung des begünstigten von dem nicht begünstigten Vermögen unter Beibehaltung des 

bisher geltenden Verwaltungsvermögensbegriffs und gleichzeitiger punktueller Erweiterung des 

Verwaltungsvermögenskataloges und definitiver Besteuerung des nicht begünstigten Verwaltungs-

vermögens,

�� die Einführung einer Investitionsrücklage, die nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen wie begüns-

tigtes behandelt, wenn nachweisbar eine zeitnahe Investition in begünstigtes Vermögen vorgesehen 

war,

�� die Berücksichtigung von den Unternehmenswert mindernden Verfügungsbeschränkungen, indem 

ein Abschlag von maximal 30 Prozent auf das begünstigte Vermögen eingeführt wird (Vorwegab-

schlag),

�� Neuregelungen für große Unternehmensvermögen bei gleichzeitiger Einführung einer Verscho-

nungsbedarfsprüfung beziehungsweise alternativ eines abschmelzenden Verschonungsabschlags,

�� verschärfte Anforderungen an die Anwendung der Lohnsummenregelung,

�� die Änderung der Stundungsregelungen.

Obwohl das Urteil des Bundesverfassungsgerichts keine Aussagen zur Bewertung beinhaltete, wurden 

im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens Korrekturen beim Vereinfachten Ertragswertverfahren vorge-

nommen. So wurde zur Vermeidung von Überbewertungen, die aus der anhaltenden Niedrigzinsphase 

resultieren, ein Kapitalisierungsfaktor festgeschrieben. 

Die Neuregelungen sollen rückwirkend zum 01.07.2016 in Kraft treten.

20	 Freibeträge und Steuersätze bleiben unverändert (Darstellung im Anhang 4.).
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2.	 Das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen (§ 13b ErbStG n. F.)

Abweichend vom bisherigen Recht21 wird das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen in Zukunft 

insgesamt definitiv besteuert. Das begünstigte Vermögen kann dagegen unter bestimmten Vor-

aussetzungen ganz oder teilweise verschont werden.22 Erforderlich ist daher die Abgrenzung des 

begünstigten Vermögens vom nicht begünstigten Verwaltungsvermögen.

Ausgangspunkt für die Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens ist das be-

günstigungsfähige Vermögen (§ 13b Abs. 1 ErbStG n. F.).23 In einem zweiten Schritt ist das Ver-

waltungsvermögen festzustellen, um dieses nach dessen Ermittlung vom begünstigungsfähigen 

Vermögen in Abzug zu bringen. Anhand des enumerativen Verwaltungsvermögenskataloges  

(§ 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 5 ErbStG n. F.) ist zunächst das Verwaltungsvermögen zu quantifizieren. 

Dabei ist zu berücksichtigen:

�� Betriebliche Altersvorsorgemodelle wie CTA-Strukturen (Contractual Trust Arrangement/

Treuhand-Modell) sollen – auch wenn die zur Erfüllung der Altersvorsorgeverpflichtungen 

angeschafften Vermögensgegenstände grundsätzlich dem Verwaltungsvermögen zuzuordnen 

sind – von der Besteuerung des nicht begünstigen Verwaltungsvermögens ausgenommen 

werden, da der Erbe oder Beschenkte sowie andere Gläubiger keinen Zugriff auf das für die 

Altersversorgung vorgehaltene Vermögen haben (§ 13b Abs. 3 ErbStG n. F.).24

21	 Bisher konnte der Erwerber in den Genuss einer 85-prozentigen Verschonung kommen, wenn der Anteil des Verwal-

tungsvermögens (Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke, Anteile an Kapitalgesellschaften mit einer Beteiligung 

von nicht mehr als 25 Prozent, Wertpapiere, etc.) nicht höher als 50 Prozent war. Eine Verschonung von 100 Prozent war 

möglich, wenn das Verwaltungsvermögen nicht mehr als zehn Prozent betrug. Das Bundesverfassungsgericht hielt es 

für unverhältnismäßig, Vermögen mit einem Anteil von bis zu 50 Prozent Verwaltungsvermögen insgesamt steuerlich 

zu privilegieren.

22	 Siehe hierzu unten, II. 4.

23	 Siehe hierzu unten, II. 2. a.

24	 Siehe hierzu unten, II. 2. b. 

25	 Siehe hierzu unten, II. 2. c.
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�� Für dem Verwaltungsvermögen angehörige Finanzmittel (§ 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.) ist zu 

beachten, dass zunächst die Schulden in Abzug zu bringen sind. Unter bestimmten Vorausset-

zungen sind 15 Prozent des gemeinen Werts der Finanzmittel nach Schuldenabzug unschädlich 

und zählen daher nicht zum nicht begünstigten Verwaltungsvermögen (Finanzmitteltest). Sie 

sind vor diesem Hintergrund aus dem schädlichen Verwaltungsvermögen herauszurechnen.25 

Die 15-Prozent-Pauschale wird nur dann gewährt, wenn das nach Abs. 1 begünstigungsfähige 

Vermögen des Betriebs seinem Hauptzweck nach einer betrieblichen, einer land- und forst-

wirtschaftlichen oder einer selbständigen Tätigkeit, also einer produktiven Tätigkeit dient. 

Auf diese Weise sollen sog. „Cash-GmbHs“ unterbunden werden.

Voraussetzung für die Gewährung der Optionsverschonung26 ist, dass das begünstigungsfähige 

Vermögen nach § 13b Abs. 1 ErbStG n. F. nicht zu mehr als 20 Prozent aus Verwaltungsvermögen 

nach § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG n. F. besteht.

Nach Feststellung des gemeinen Werts des Verwaltungsvermögens erfolgt eine anteilige Berück-

sichtigung der noch verbleibenden Schulden (Nettowert des Verwaltungsvermögens, § 13b Abs. 6 

ErbStG n. F.).27

Der Nettowert des Verwaltungsvermögens ist vom begünstigungsfähigen Vermögen/gemeinen 

Wert des Betriebsvermögens in Abzug zu bringen. Zehn Prozent dieses Differenzbetrages werden 

dem begünstigungsfähigen Vermögen zugerechnet, da jedes Unternehmen über einen gewissen 

Anteil Verwaltungsvermögen zum Beispiel für Investitionen verfügen können soll (Zehn-Prozent-

Pauschale, § 13b Abs. 7 S. 1 ErbStG n. F.).28 Der Nettowert des schädlichen Verwaltungsvermögens 

reduziert sich in entsprechender Höhe. Dieser ermittelte Wert stellt das nicht begünstigte Ver-

waltungsvermögen dar.

26	 Siehe hierzu unten, II. 2. c.

27	 Siehe hierzu unten, II. 2. c.

28	 Siehe hierzu unten, II. 2. c.
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Für junges Verwaltungsvermögen, also Verwaltungsvermögen inklusive Finanzmittel, das dem 

Betrieb im Zeitpunkt der Steuerentstehung weniger als zwei Jahre zuzurechnen war, ist zu beach-

ten, dass es in jedem Falle schädlich ist. Es darf daher – um nicht Teil des begünstigungsfähigen 

Vermögens zu werden – weder in die Bemessungsgrundlage der 15-Prozent-Pauschale im Rahmen 

des Finanzmitteltests (§ 13b Abs. 4 Nr. 5 S. 2 ErbStG n. F.) noch in die Bemessungsgrundlage der 

Zehn-Prozent-Pauschale (§ 13b Abs. 7 S. 2 ErbStG n. F.) einfließen.

Die erwähnten Teilverschonungen der 15-Prozent- und der Zehn-Prozent-Pauschale sollen Unter-

nehmen, die über einen sehr großen Teil an Verwaltungsvermögen verfügen, nicht zuteilwerden. 

Daher ist begünstigungsfähiges Vermögen, das zu mindestens 90 Prozent aus Verwaltungsver-

mögen besteht, vollständig nicht begünstigt (§ 13b Abs. 2 S. 2 ErbStG n. F.).

Das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen ist vom gemeinen Wert des begünstigungsfähigen 

Vermögens in Abzug zu bringen und ergibt das begünstigte Vermögen (§ 13b Abs. 2 S. 1 ErbStG 

n. F.). Nur das nach Abzug des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens verbleibende begüns-

tigte Vermögen kann ganz oder teilweise verschont werden, wenn es bestimmte Anforderungen 

erfüllt.29 

Um bei mehrstöckigen Gesellschaften Steuerbefreiungen durch Kaskadeneffekte zu vermeiden, er-

folgt nunmehr eine konsolidierte Betrachtung (Verbundvermögensaufstellung, § 13b Abs. 9 ErbStG 

n. F.). Einzubeziehen sind unmittelbar und mittelbar gehaltene Beteiligungen an Personengesell-

schaften und Anteile an Kapitalgesellschaften im In- und Ausland (§ 13b Abs. 9 S. 1 ErbStG n. F.).

Um Härten aufgrund der Stichtagsbesteuerung abzumildern, sieht das Gesetz für nicht begünstig-

tes Verwaltungsvermögen bei Erwerben von Todes wegen eine Investitionsklausel vor (§ 13b Abs. 5 

ErbStG n. F.). Wenn der Erwerber innerhalb von zwei Jahren ab dem Zeitpunkt der Entstehung der 

Steuer (§ 9 ErbStG) Verwaltungsvermögen in begünstigtes Vermögen investiert, entfällt rückwir-

kend die Zuordnung zum Verwaltungsvermögen und eine Verschonung ist möglich.30

 

29	 Siehe hierzu unten, II. 3. und 4.

30	 Siehe hierzu unten, II. 2. d.
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a.	 Das begünstigungsfähige Vermögen (§ 13b Abs. 1 ErbStG n. F.)

Ausgangspunkt für die Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens stellt der gemeine 

Wert des begünstigungsfähigen Vermögens dar (§ 13b Abs. 1 ErbStG n. F.). Darunter fallen im Inland 

sowie im EU/EWR-Gebiet:

�� Land- und forstwirtschaftliches Vermögen (Nr. 1),

�� 	Gewerbebetriebe31 32 und Teilbetriebe (Nr. 2), 

�� 	Anteile an gewerblichen Personengesellschaften oder Kommanditgesellschaften auf Aktien (Nr. 2),

�� 	Freiberuflervermögen (Nr. 2),

�� 	Anteile an Kapitalgesellschaften (zum Beispiel AG, GmbH und KGaA), wenn die Kapitalgesellschaft 

ihren Sitz oder die Geschäftsleitung im Inland oder im EU/EWR-Gebiet hat und der Erblasser/Schenker 

am Nennkapital der Kapitalgesellschaft zu mehr als 25 Prozent beteiligt war (Mindestbeteiligung, 

Nr. 3).33

Der Gesetzentwurf stellt zudem in der Begründung34 klar, dass auch ausländisches Betriebsvermögen in 

Drittstaaten begünstigungsfähig ist, wenn es als Beteiligung an einer Personengesellschaft oder Anteil 

an einer Kapitalgesellschaft Teil einer wirtschaftlichen Einheit des Betriebsvermögens im Inland oder 

in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums 

ist (Drittlandsbeteiligungen).35 

b.	 Altersversorgungsverpflichtungen (§ 13b Abs. 3 ErbStG n. F.)

§ 13b Abs. 3 ErbStG n. F. nimmt insbesondere Vermögensgegenstände, die zur Erfüllung von Altersvor-

sorgeverpflichtungen angeschafft wurden und die zum begünstigungsfähigen Vermögen zählen, von 

vornherein bis zur Höhe des gemeinen Werts der Schulden aus Altersversorgungsverpflichtungen vom 

31	 Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum inländischen Betriebsvermögen gehören, sind unabhängig von der Höhe des 

Anteils grundsätzlich begünstigungsfähig (§ 13b Abs. 1 Nr. 2 ErbStG n. F.). Allerdings stellen sie Verwaltungsvermögen 

dar, wenn 25 Prozent oder weniger gehalten werden (§ 13b Abs. 4 Nr. 2 ErbStG n. F.).

32	 Die Beteiligungsgrenze kann auch durch Zusammenrechnen einzelner Beteiligungen erreicht werden, wenn die Ge-

sellschafter verpflichtet sind, über die Anteile einheitlich zu verfügen (Poolvertrag).

33	 § 13b Abs. 1 Nr. 3 ErbStG n. F. erfasst den Fall, dass die Anteile an der Kapitalgesellschaft nicht im Betriebs-, sondern 

im Privatvermögen gehalten werden. Die Anteile sind nur begünstigungsfähig, wenn der Erblasser oder Schenker 

zu mehr als 25 Prozent beteiligt war (Mindestbeteiligung). Dagegen sind Anteile an einer Kapitalgesellschaft, die im 

Betriebsvermögen gehalten werden, unabhängig von ihrer Höhe begünstigungsfähig.

34	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 40.

35	 Dagegen zählten Drittlandsbeteiligungen nach dem Regierungsentwurf nicht ausdrücklich zum begünstigungsfähigen 

Vermögen.
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Verwaltungsvermögen aus.36 Die Regelung bezweckt, insbesondere CTA-Strukturen (Contractual Trust 

Arrangement/Treuhand-Modell) von der Bemessungsgrundlage für das nicht begünstigte Verwaltungs-

vermögen auszunehmen. Für gewöhnlich würden die Vermögensgegenstände dem nicht begünstigten 

Verwaltungsvermögen unterfallen und unterlägen damit der sofortigen Besteuerung. CTA-Modelle dienen 

der betrieblichen Altersvorsorge und gliedern Pensionsforderungen und -verpflichtungen wirtschaftlich 

aus der eigenen Bilanz aus. Hierzu wird eine eigene Treuhandgesellschaft gegründet, in die die Pensi-

onen übertragen werden. Die Gesellschaft verwaltet die Pensionen und deren Vermögen ausschließlich 

zum Zweck der Erfüllung der Pensionsverpflichtungen. Da das Vermögen dem Zugriff des Erwerbers 

und anderer Gläubiger vollständig entzogen ist, soll eine (definitive und sofortige) Besteuerung durch 

Zuordnung zum nicht begünstigten Verwaltungsvermögen vermieden werden.

Die für die Altersversorgungsverpflichtungen vorgesehenen Vermögensgegenstände (zum Beispiel Wert-

papiere, Zahlungsmittel, etc.) sind mit den Schulden aus Altersversorgungsverpflichtungen zu verrechnen. 

Die für die Altersversorgung vorgehaltenen Finanzmittel und die zu verrechnenden Schulden dürfen 

daher nicht erneut im Rahmen des für die Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens 

erfolgenden Finanzmitteltests und der quotalen Schuldenverrechnung berücksichtigt werden.37

Sind die Schulden (gemeiner Wert) aus Altersvorsorgeverpflichtungen höher als die für die Altersversor-

gung vorgehaltenen Finanzmittel, können diese beim Finanzmitteltest und der quotalen Schuldenverrech-

nung im Rahmen der Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens berücksichtigt werden.

c.	 Das Verwaltungsvermögen (§ 13b Abs. 4, 6 bis 9 ErbStG n. F.)

Anders als im Regierungsentwurf geplant38, bleibt es wie nach bisherigem Recht bei der Ermittlung des 

nicht begünstigten Verwaltungsvermögens mittels eines enumerativen Verwaltungsvermögenskataloges.39 

36	 Siehe hierzu unten, II. 2. c. Im Rahmen der Einigung im Vermittlungsausschuss wurde an dieser Stelle eine klarstellende 

Ergänzung um eine Begrenzung „bis zur Höhe des gemeinen Werts der Schulden aus Altersversorgungsverpflichtungen“ 

hinzugefügt; vgl. Beschluss Deutscher Bundestag v. 29.09.2016, BR-Drs. 555/16, Anlage S. 3.

37	 Siehe hierzu unten, II. 2. c.

38	 Der Regierungsentwurf enthielt noch eine Neudefinition des begünstigten Vermögens. Danach hätte das Vermögen 

begünstigt werden sollen, das seinem Hauptzweck nach überwiegend einer originär land- und forstwirtschaftlichen, 

gewerblichen oder freiberuflichen Tätigkeit dient. Nicht dem Hauptzweck gedient hätten diejenigen Teile des begüns-

tigungsfähigen Vermögens, die aus dem Betriebsvermögen hätten herausgelöst werden können, ohne die eigentliche 

betriebliche Tätigkeit zu beeinträchtigen (§ 13b Abs. 1 und 3 ErbStG-RegE). Als Indiz sollte die bisherige Nutzung zu 

mehr als 50 Prozent im Betrieb herangezogen werden können. Die Bundesländer bestanden jedoch auf eine Anknüpfung 

an den bisherigen Verwaltungsvermögenskatalog.

39	 Die Stiftung Familienunternehmen hat regelmäßig dafür geworben, dass es bei der bisherigen Abgrenzung von nicht 

begünstigtem Verwaltungsvermögen zu begünstigtem Betriebsvermögen bleibt. Der vom BMF im Referentenentwurf 

und auch noch im Kabinettsbeschluss verankerte neue Ansatz des betriebsnotwendigen Betriebsvermögens hätte zu 

erheblichen Abgrenzungsproblemen geführt.
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Zum Verwaltungsvermögen gehören wie schon nach bisherigem Recht unter anderem:

�� insbesondere Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke, Grundstücksteile, grundstückgleiche 

Rechte und Bauten (§ 13b Abs. 4 Nr. 1 ErbStG n. F.)40, 

�� 	Anteile an Kapitalgesellschaften (wenn die unmittelbare Beteiligung am Nennkapital dieser Gesell-

schaften 25 Prozent oder weniger beträgt, § 13b Abs. 4 Nr. 2 ErbStG n. F.)41, 

�� 	Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, Bibliotheken, Münzen, Edelmetalle, Briefmarkensammlungen, 

Oldtimer, Yachten, Segelflugzeuge sowie sonstige typischerweise der privaten Lebensführung dienen-

de Gegenstände, (wenn der Handel mit diesen Gegenständen, deren Herstellung oder Verarbeitung 

oder die entgeltliche Nutzungsüberlassung an Dritte nicht der Hauptzweck des Gewerbebetriebs ist, 

§ 13b Abs. 4 Nr. 3 ErbStG n. F.),42

�� 	Wertpapiere und vergleichbare Forderungen (wenn sie nicht dem Hauptzweck eines Finanzunter-

nehmens, zum Beispiel Bank oder Versicherung, zuzurechnen sind, § 13b Abs. 4 Nr. 4 ErbStG n. F.),

�� 	Finanzmittel, wie Zahlungsmittel, Geschäftsguthaben, Geldforderungen und andere Forderungen43 

(soweit sie 15 Prozent des anzusetzenden Werts des Betriebsvermögens des Betriebs oder der Ge-

sellschaft übersteigen und das begünstigungsfähige Vermögen nach seinem Hauptzweck einer sog. 

produktiven Tätigkeit dient, § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.).44

40	 Hierzu zählen grds. alle vermieteten oder verpachteten Grundstücke. Allerdings werden in § 13b Abs. 4 Nr. 1 S. 2 ErbStG 

n. F. verschiedene Ausnahmen eingeräumt: begünstigt sind Grundstücke, die von einem Gesellschafter an eine Per-

sonengesellschaft für deren Gewerbebetrieb vermietet/verpachtet werden, sowie Grundstücke, die im Rahmen einer 

steuerlichen Betriebsaufspaltung verpachtet werden. Überdies zählen Grundstücke, Grundstücksteile, grundstücks-

gleiche Rechte und Bauten nicht zum Verwaltungsvermögen, die vorrangig überlassen werden, um im Rahmen von 

Lieferungsverträgen dem Absatz von eigenen Erzeugnissen und Produkten zu dienen (vgl. Fn. 46). Weiterhin begünstigt 

sind die Unternehmensverpachtung im Ganzen sowie bestimmte Grundstücksüberlassungen in Konzernstrukturen. 

Zudem sind Wohnungsunternehmen begünstigt.

41	 Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum inländischen Betriebsvermögen gehören, sind unabhängig von der Höhe des 

Anteils grundsätzlich begünstigungsfähig (§ 13b Abs. 1 Nr. 2 ErbStG n. F.). Allerdings stellen sie Verwaltungsvermögen 

dar, wenn 25 Prozent oder weniger gehalten werden (§ 13b Abs. 4 Nr. 2 ErbStG n. F.).

42	 Die Ergänzungen um Briefmarkensammlungen, Oldtimer, Yachten, Segelflugzeuge sowie sonstige typischerweise 

der privaten Lebensführung dienende Gegenstände – sog. privatnützige Luxusgegenstände – sind im Rahmen des 

Vermittlungsausschusses aufgenommen worden; vgl. Beschluss Deutscher Bundestag v. 29.09.2016, BR-Drs. 555/16, 

Anlage S. 3.

43	 Zu den Zahlungsmitteln, Geschäftsguthaben, Geldforderungen und anderen Forderungen zählen unter anderem Geld, 

Sichteinlagen, Spareinlagen, Festgeldkonten, Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, etc., vgl. Gleich lautender 

Erlass der obersten Finanzbehörden der Länder v. 10.10.2013, S. 1.

44	 Siehe im Einzelnen zu den Finanzmitteln unten, II. 2. c. Mit dem AmtshilfeRLUmsG vom 26.06.2013, BGBl. I S. 1809, 

und der Einführung des § 13b Abs. 2 S. 2 Nr. 4a ErbStG a. F. sollten die so genannte Cash-Gesellschaften unterbunden 

werden. § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F. greift den Gedanken der bisher geltenden Regelung auf.
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Der Katalog des Verwaltungsvermögens wird daher lediglich punktuell erläutert und ergänzt. So wird 

in der Begründung für § 13b Abs. 4 Nr. 1 ErbStG n. F. klargestellt, dass insbesondere große Wohnungs-

vermietungsunternehmen aufgrund des angespannten Wohnungsmarktes von der Besteuerung mit 

Erbschaft- und Schenkungsteuer ausgenommen werden sollen, um eine Veräußerung dieser Unterneh-

men zur Zahlung der Steuer zu vermeiden.45 Der Erhalt von bezahlbarem Wohnraum rechtfertige die 

Rückausnahme für an Dritte überlassene Grundstücke, wenn der Hauptzweck des überlassenen Betriebs 

in der Vermietung von Wohnungen bestehe und dessen Erfüllung einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 

erfordere (§ 13b Abs. 4 Nr. 1 lit. d ErbStG n. F.). 

Darüber hinaus wird in § 13b Abs. 4 Nr. 1 lit. e ErbStG n. F. eine Rückausnahme für Brauereigaststätten, 

Tankstellen und Mineralölunternehmen eingeführt. Danach werden Dritten zur Nutzung überlassene 

Grundstücke und Grundstücksteile nicht dem Verwaltungsvermögen zugerechnet, wenn diese im Rah-

men von Lieferungsverträgen zu dem Zweck überlassen wurden, eigene Erzeugnisse und Produkte des 

erworbenen Betriebes dort abzusetzen.46

Die Finanzmittel (§ 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.)

Finanzmittel wie Zahlungsmittel, Geschäftsguthaben, Geldforderungen und andere Forderungen sind 

nicht in Gänze schädliches Verwaltungsvermögen, sondern nur, soweit sie 15 Prozent des anzusetzenden 

Werts des Betriebsvermögens übersteigen (Finanzmitteltest, Abb. 1). 

Da junge Finanzmittel, die im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer dem Betrieb weniger als zwei Jahre 

zuzurechnen waren, in jedem Falle schädliches Verwaltungsvermögen sind und stets der Besteuerung 

unterliegen, dürfen diese nicht im Rahmen der 15-Prozent-Pauschale (Finanzmitteltest) berücksichtigt 

werden (§ 13b Abs. 4 Nr. 5 S. 2 ErbStG n. F.).

Daher wird zur Ermittlung der 15-Prozent-Pauschale der positive Saldo der eingelegten und der entnom-

menen jungen Finanzmittel von der Summe der Finanzmittel subtrahiert. Sodann werden die Schulden 

vollumfänglich in Abzug gebracht. Von den verbleibenden Finanzmitteln sind bis zu 15 Prozent des Werts 

des Betriebsvermögens begünstigt.

Da die jungen Finanzmittel schädliches Verwaltungsvermögen darstellen, sind sie in einem weiteren 

Schritt zur Ermittlung der Summe der schädlichen Finanzmittel zu den bereits im Rahmen der 15-Prozent-

Pauschale ermittelten nicht begünstigten Finanzmitteln hinzuzurechnen.

45	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 41.

46	 Die Erzielung der Pachteinnahmen stünde daher nicht im Vordergrund, Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bun-

destag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 41. Die an die Lieferungsverträge anknüpfende Voraussetzung sowie die 

Erweiterung um Produkte wurde durch den Vermittlungsausschuss hinzugefügt; vgl. Beschluss Deutscher Bundestag 

v. 29.09.2016, BR-Drs. 555/16, Anlage S. 3.
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Erst durch den Vermittlungsausschuss wurde eine Regelung in § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F. aufgenom-

men, die bestimmt, dass die 15-Prozent-Pauschale nur dann gewährt wird, wenn das nach Abs. 1 begüns-

tigungsfähige Vermögen des Betriebs oder der nachgeordneten Gesellschaften seinem Hauptzweck nach 

einer betrieblichen (§ 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG), einer land- und forstwirtschaftlichen (§ 13 Abs. 1 EStG) 

oder einer selbständigen Tätigkeit (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG), also einer produktiven Tätigkeit dient.47 

Hintergrund der Regelung ist die Befürchtung mehrerer Länder, durch die 15-Prozent-Pauschale für Fi-

nanzmittel sowie die Zehn-Prozent-Pauschale für nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen überwiegend 

vermögensverwaltende „Cash-GmbHs“ wiederzubeleben.48 Erst 2013 war mit dem Amtshilferichtlinie-

Umsetzungsgesetz49 eine Regelung im Erbschaftsteuergesetz aufgenommen worden (§ 13b Abs. 2 S. 2 

Nr. 4a ErbStG a. F.), die Vermögen aus Zahlungsmitteln, Geschäftsguthaben und Geldforderungen als 

„schädliches“ Verwaltungsvermögen deklarierte, soweit es mehr als 20 Prozent des Betriebsvermögens 

ausmachte. Auf diese Weise sollte verhindert werden, große private Geldvermögen als Betriebsvermögen 

einordnen zu können.

47	 Beschlussempfehlung Vermittlungsausschuss v. 22.09.2016, BT-Drs. 18/9690, Anlage S. 2; Beschluss Deutscher Bun-

destag v. 29.09.2016, BR-Drs. 555/16, Anlage S. 3.

48	 So wurde angeführt, dass eine Gesellschaft mit einer Million Euro Produktivvermögen und neun Millionen Euro Geld-

mitteln nach den vorgesehenen Regeln zu rund 27,5 Prozent begünstigt sein könnte. Diese Begünstigung ergäbe sich 

aus den erheblichen Freibeträgen für Verwaltungsvermögen und Finanzmittel: Der Freibetrag für Finanzmittel von 

15 Prozent des Werts des Betriebs betrage demnach 1,5 Millionen Euro. Werde dieser Betrag mit dem eigentlichen 

Produktivvermögen addiert, ergäbe sich ein begünstigtes Vermögen von 2,5 Millionen Euro (eine Million Euro + 

1,5 Millionen Euro). Darüber hinaus sei der zehnprozentige Freibetrag für Verwaltungsvermögen von 0,25 Millionen 

Euro zu gewähren. Daraus ergäbe sich ein begünstigtes Vermögen von 2,75 Millionen Euro, also von 27,5 Prozent. 

Überdies wurde eine Senkung des Sockelbetrags für Finanzmittel von 15 Prozent auf zehn Prozent gefordert; vgl. die 

vom Bundesrat nicht angenommene Empfehlung der Ausschüsse des Bundesrates u. a. auf Antrag der Länder Nieder-

sachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein, Thüringen im Rahmen des Finanzausschusses des Bundesrates v. 

30.06.2016 zum Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an die Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts, BR-Drs. 344/1/16 S. 5; „12-Punkte-Papier“ als Gesprächsgrundlage für das Vermittlungs-

verfahren zur Erbschaftsteuer v. 01.09.2016, S. 6 f.

49	 Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz v. 26.06.2013, BGBl. Teil I 2013, S. 1809.
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Abb. 1:	 Die Finanzmittel50

Unternehmenswert = Erwerbe

Gemeiner Wert des begünstigungsfähigen Betriebsvermögens 

§ 13b Abs. 1 ErbStG n. F. 100.000.000 Euro

1. Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens und des begünstigten Vermögens

a) Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens

Davon gemeiner Wert der Finanzmittel nach § 13b Abs. 4 Nr. 5 S. 1 ErbStG n. F.
(z. B. Zahlungsmittel, Geldforderungen; Annahme: 25 Prozent des Betriebsvermögens)

25.000.000 Euro

abzgl. Schulden § 13b Abs. 4 Nr. 5 S. 1 ErbStG n. F. 
(Annahme 5 Prozent der Gesellschaft)

5.000.000 Euro

abzgl. des positiven Saldos junger Finanzmittel § 13b Abs. 4 Nr. 5 S. 2 ErbStG n. F.
(Annahme 10 Prozent der Finanzmittel)

> Hinzurechnung zu den schädlichen Finanzmitteln

2.500.000 Euro

abzgl. Finanzmittel, die zur Erfüllung von Altersversorgungsverpflichtungen 

dienen § 13b Abs. 3 S. 1 ErbStG n. F.; Schulden verrechnet

500.000 Euro

Gemeiner Wert der Finanzmittel nach Schuldenabzug, Abzug von Finanzmitteln, die zur

Erfüllung von Altersversorgungsverpflichtungen dienen und Abzug von jungen Finanzmit-

teln = Bemessungsgrundlage des Finanzmitteltests nach § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.

Finanzmitteltest51

17.000.000 Euro

Davon unschädlich (bis zu 15 Prozent des anzusetzenden Werts des Betriebsvermögens) 15.000.000 Euro

Davon schädlich (über 15 Prozent des anzusetzenden Werts des Betriebsvermögens) 

> Hinzurechnung zu den schädlichen Finanzmitteln

2.000.000 Euro

Schädliche Finanzmittel nach § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.

> Hinzurechnung zum gemeinen Wert des Verwaltungsvermögens

4.500.000 Euro

Quelle: FinTax policy advice.

50	 Die einzelnen Rechenschritte finden sich in Gänze in einem ausführlichen Gesamtmodell im Anhang; siehe Anhang 5.

51	 Annahme: Die Voraussetzung für die Anwendung des Finanzmitteltests, dass das begünstigungsfähige Vermögen des 

Betriebs oder der nachgeordneten Gesellschaften überwiegend einer land- und forstwirtschaftlichen, gewerblichen 

oder freiberuflichen Tätigkeit i. S. d. §§ 13 Abs. 1, 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, oder 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG dient, ist erfüllt. 

Gleiches gilt, wenn die Tätigkeit durch Gesellschaften i. S. d. §§ 13 Abs. 7, 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 oder 18 Abs. 4 S. 2 EStG 

ausgeübt wird.
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Maximale Verwaltungsvermögensquote i. H. v. 20 Prozent bei der Optionsverschonung  

(§ 13a Abs. 10 S. 2 ErbStG n. F.)

Erst im Vermittlungsausschuss wurde die Gewährung der Optionsverschonung daran geknüpft, dass 

das begünstigungsfähige Vermögen nicht zu mehr als 20 Prozent aus Verwaltungsvermögen bestehen 

darf.52 Zwar hatte der Finanzausschuss des Bundesrates schon 2015 einen entsprechenden Vorschlag 

unterbreitet, jedoch wurde dieser im weiteren Gesetzgebungsverfahren zunächst nicht aufgegriffen.53

Abb. 2:	 Die Ermittlung der Verwaltungsvermögensquote als Voraussetzung für die  

Gewährung der Optionsverschonung

Unternehmenswert = Erwerbe

Gemeiner Wert des begünstigungsfähigen Betriebsvermögens 

§ 13b Abs. 1 ErbStG n. F.
Annahme: Dies entspricht dem gemeinen Wert des Betriebs 100.000.000 Euro

1. Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens und des begünstigten Vermögens

a) Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens

Schädliche Finanzmittel § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.54

(positiver Saldo junger Finanzmittel und Finanzmittel über 15 Prozent des Betriebsvermögens)

> Hinzurechnung zum gemeinen Wert des Verwaltungsvermögens

4.500.000 Euro

Verwaltungsvermögen ohne Finanzmittel nach § 13b Abs. 4 Nr. 1-4 ErbStG n. F.
(z. B. Anteile an KapGes. (Beteiligung nicht mehr als 25 Prozent), Wertpapiere)

13.000.000 Euro

abzgl. Verwaltungsvermögen, das zur Erfüllung von Altersversorgungsverpflichtungen dient 

§ 13b Abs. 3 S. 1 ErbStG n. F.; Schulden verrechnet

1.800.000 Euro

Verwaltungsvermögen nach § 13b Abs. 4 Nr. 1-4 ErbStG n. F. nach Abzug von

Verwaltungsvermögen, das zur Erfüllung von Altersversorgungsverpflichtungen dient

> Hinzurechnung zum gemeinen Wert des Verwaltungsvermögens

11.200.000 Euro

Gemeiner Wert des Verwaltungsvermögens § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG n. F.
(Verwaltungsvermögen nach § 13b Abs. 4 Nr. 1-4 ErbStG n. F. abzgl. Saldo aus Altersversorgungsverpflichtungen + 

schädliche Finanzmittel § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.)

15.700.000 Euro

> Keine Berücksichtigung von noch verbleibenden Schulden i. S. d. § 13b Abs. 6 ErbStG n. F.

Gemeiner Wert des Betriebs (s. o.) 100.000.000 Euro

Ermittlung der Verwaltungsvermögensquote nach § 13a Abs. 10 ErbStG n. F.
= Gemeiner Wert des Verwaltungsvermögens § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG n. F./Gemeiner Wert des Betriebs

15,7 Prozent

> Verwaltungsvermögensquote liegt nicht über 20 Prozent, d. h. die Optionsverschonung darf potentiell in Anspruch genommen werden

Quelle: FinTax policy advice.

52	 Beschlussempfehlung Vermittlungsausschuss v. 22.09.2016, BT-Drs. 18/9690, Anlage S. 2; Beschluss Deutscher Bun-

destag v. 29.09.2016, BR-Drs. 555/16; vgl. zur Analyse unten III. 1. c.

53	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss des Bundesrates v. 15.09.2015, BR-Drs. 353/1/15, S. 13. Damals hatte der Bundes-

rat – in Anlehnung an das bisherige Recht – eine Grenze von nur zehn Prozent Verwaltungsvermögen vorgeschlagen. 

Diese Grenze wurde zunächst auch im Vermittlungsausschuss diskutiert, im Laufe des Verfahrens jedoch auf 20 Prozent 

angehoben.

54	 Zur Ermittlung vgl. oben Abb. 1 unter II. 2. c. und Fn. 51.
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Die Grafik veranschaulicht die Ermittlung der Verwaltungsvermögensquote als Voraussetzung für die 

Gewährung der Optionsverschonung, die der Vorgehensweise bei der Regelverschonung entspricht (vgl. 

§ 13a Abs. 10 S. 2 ErbStG n. F.). Da sie in diesem Fall unter 20 Prozent liegt, dürfte die Optionsverschonung 

in Anspruch genommen werden.55

Zu beachten ist, dass zur Bestimmung der 20-Prozent-Grenze das Verwaltungsvermögen nach § 13b 

Abs. 3 und 4 ErbStG n. F. zugrunde zu legen ist. Damit werden insbesondere die anteiligen Schulden 

nach § 13b Abs. 6 ErbStG n. F. zur Bestimmung der Bemessungsgrundlage für die 20-Prozent-Grenze 

nicht berücksichtigt. 

Die quotale Berücksichtigung der Schulden (§ 13b Abs. 6 ErbStG n. F.)

Nachdem die zum Betrieb gehörenden Schulden mit den zur Erfüllung von Altersvorsorgeverpflichtun-

gen dienenden Vermögensgegenständen verrechnet (§ 13b Abs. 3 ErbStG n. F.) beziehungsweise bei der 

Ermittlung der begünstigten Finanzmittel (15-Prozent-Pauschale) berücksichtigt (§ 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG 

n. F.) wurden, können die verbleibenden Schulden noch für einen anteiligen Schuldenabzug genutzt 

werden.56 Hierzu werden die verbleibenden Schulden anteilig vom ermittelten gemeinen Wert des nicht 

begünstigten Vermögens57 abgezogen (Nettowert des Verwaltungsvermögens, Abb. 3).

Im Einzelnen wird der Nettowert des Verwaltungsvermögens wie folgt ermittelt: Zunächst werden der 

gemeine Wert des Betriebsvermögens sowie die verbleibenden Schulden addiert. Sodann wird der 

gemeine Wert des Verwaltungsvermögens durch die ermittelte Summe dividiert. Der sich aus dieser 

Rechnung ergebende Wert wird mit den verbleibenden Schulden multipliziert.58

Von der Schuldensaldierung sind Verwaltungsvermögen und Finanzmittel ausgenommen, die im Zeit-

punkt der Entstehung der Steuer dem Betrieb weniger als zwei Jahre zuzurechnen waren (junges Verwal-

tungsvermögen und junge Finanzmittel, § 13b Abs. 8 i. V. m. Abs. 4 Nr. 5 S. 2 und Abs. 7 S. 2 ErbStG n. F.). 

Auf diese Weise soll die missbräuchliche Einlage von Privatvermögen kurz vor dem Übertragungsvorgang 

55	 Es ist anzunehmen, dass die Nichtberücksichtigung der Schulden und der Zehn-Prozent-Pauschale nur für die Ermitt-

lung der 20-Prozent-Grenze gilt. Beträgt das Verwaltungsvermögen weniger als 20 Prozent, können in der Folge die 

Verbindlichkeiten und die Zehn-Prozent-Pauschale berücksichtigt werden.

56	 Die quotale Zuordnung soll das vom Bundesverfassungsgericht monierte Alles-oder-Nichts-Prinzip aufgrund der 

50 Prozent-Grenze lösen; Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 39.

57	 Der gemeine Wert des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens ergibt sich aus den in Abb. 8 dargestellten Schritten 

1 bis 3: Vom begünstigungsfähigen Vermögen wird das Verwaltungsvermögen nach § 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 4 ErbStG n. F. 

sowie die Summe der schädlichen Finanzmittel subtrahiert.

58	 Der Regierungsentwurf erforderte zur Ermittlung des Nettowerts des begünstigten Vermögens eine Einzelbewertung 

aller Wirtschaftsgüter nach den Grundsätzen der Substanzwertermittlung (§ 13b Abs.5 S. 2 ErbStG-RegE; Regierungsent-

wurf v. 08.07.2015, BT-Drs. 18/5923, S. 32); vgl. auch Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, 

S. 43.
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vermieden werden. Es wird laut Gesetzesbegründung befürchtet, dass vorhandene Schulden zur Ver-

rechnung mit Privatvermögen genutzt werden können, um dieses erbschaft- und schenkungsteuerfrei 

zu übertragen.59 

Abb. 3:	 Berücksichtigung von Schulden60

Unternehmenswert = Erwerbe

Gemeiner Wert des begünstigungsfähigen Betriebsvermögens 

§ 13b Abs. 1 ErbStG n. F. 100.000.000 Euro

1. Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens und des begünstigten Vermögens

a) Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens

Schädliche Finanzmittel § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.61

(positiver Saldo junger Finanzmittel und Finanzmittel über 15 Prozent des Betriebsvermögens)

> Hinzurechnung zum gemeinen Wert des Verwaltungsvermögens

4.500.000 Euro

Verwaltungsvermögen ohne Finanzmittel nach § 13b Abs. 4 Nr. 1-4 ErbStG n. F.
(z. B. Anteile an KapGes. (Beteiligung nicht mehr als 25 Prozent), Wertpapiere) 

13.000.000 Euro

abzgl. Verwaltungsvermögen, das zur Erfüllung von Altersversorgungsverpflichtungen dient 

§ 13b Abs. 3 S. 1 ErbStG n. F.; Schulden verrechnet

1.800.000 Euro

Verwaltungsvermögen nach § 13b Abs. 4 Nr. 1-4 ErbStG n. F. nach Abzug von

Verwaltungsvermögen, das zur Erfüllung von Altersversorgungsverpflichtungen dient

> Hinzurechnung zum gemeinen Wert des Verwaltungsvermögens

11.200.000 Euro

Gemeiner Wert des Verwaltungsvermögens § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG n. F.
(Verwaltungsvermögen nach § 13b Abs. 4 Nr. 1-4 ErbStG n. F. abzgl. Saldo aus Altersversorgungsverpflichtungen 

+ schädliche Finanzmittel § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.)

15.700.000 Euro

Anteilige Berücksichtigung von noch verbleibenden Schulden § 13b Abs. 6 ErbStG n. F.
Verbleibende Schulden nach Anwendung von § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG n. F. (Annahme) 157.000 Euro
Anteilige Berücksichtigung von noch verbleibenden Schulden § 13b Abs. 6 S. 2 ErbStG n. F.
= 	gemeiner Wert der verbleibenden Schulden * (gemeiner Wert des Verwaltungsvermögens / 

(gemeiner Wert des Betriebsvermögens + gemeiner Wert der verbleibenden Schulden))

24.610 Euro

Nettowert des Verwaltungsvermögens § 13b Abs. 6 ErbStG n. F.
(Gemeiner Wert des Verwaltungsvermögens - anteiliger gemeiner Wert der verbleibenden Schulden)

15.675.390 Euro

Quelle: FinTax policy advice.

Zehn-Prozent-Pauschale (§ 13b Abs. 7 ErbStG n. F.)

Ein Teil des Nettowerts des nicht begünstigten Vermögens soll insbesondere zur Kapitalstärkung und 

für anstehende Investitionen typisierend und pauschalierend wie begünstigtes Vermögen behandelt 

und auch verschont werden.62 Die Ermittlung des Werts knüpft an dem gemeinen Wert des Betriebes 

an. Das ermittelte Nettoverwaltungsvermögen wird anschließend subtrahiert (Abb. 4). Bis zu maximal 

59	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 44.

60	 Die einzelnen Rechenschritte finden sich in Gänze in einem ausführlichen Gesamtmodell im Anhang; siehe Anhang 5.

61	 Zur Ermittlung vgl. oben Abb. 1 unter II. 2. c. und Fn. 51.

62	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 43.



22

zehn Prozent sollen wie begünstigtes Vermögen behandelt und verschont werden („unschädliches“ 

Verwaltungsvermögen).63

Finanzmittel und Verwaltungsvermögen, die dem Betrieb im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer we-

niger als zwei Jahre zuzurechnen waren (junge Finanzmittel und junges Verwaltungsvermögen), stellen 

schädliches Verwaltungsvermögen dar und bleiben daher im Rahmen der Zehn-Prozent-Pauschale 

unberücksichtigt (§ 13b Abs. 7 S. 2 ErbStG n. F.). Laut Begründung des Änderungsantrages soll auf diese 

Weise unter anderem vermieden werden, dass sich durch eine Einlage von Verwaltungsvermögen der 

gemeine Wert des Betriebs erhöht und damit ein höherer Anteil am Verwaltungsvermögen verschont 

werden kann.64 

Abb. 4:	 Die Zehn-Prozent-Pauschale65

Unternehmenswert = Erwerbe

Gemeiner Wert des begünstigungsfähigen Betriebsvermögens 

§ 13b Abs. 1 ErbStG n. F. 100.000.000 Euro

1. Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens und des begünstigten Vermögens

a) Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens

Nettowert des Verwaltungsvermögens § 13b Abs. 6 ErbStG n. F.66

(Gemeiner Wert des Verwaltungsvermögens – anteiliger gemeiner Wert der verbleibenden Schulden)

15.675.390 Euro

Betriebsvermögen abzgl. des Nettowerts des Verwaltungsvermögens 84.324.611 Euro

Zehn-Prozent-Pauschale § 13b Abs. 7 ErbStG n. F. 8.432.461 Euro

Nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen
Nettowert des Verwaltungsvermögens abzgl. Zehn-Prozent-Pauschale; 

junge Finanzmittel und junges Verwaltungsvermögen zählen in jedem Fall dazu

7.242.929 Euro

Quelle: FinTax policy advice.

Die konsolidierte Nettobetrachtung und Verbundvermögensaufstellung  

(§ 13b Abs. 9 ErbStG n. F.)

Der Konzeption des Regierungsentwurfs folgend enthält das neue Recht Regelungen zur Konsolidierung 

(Abb. 5). Um bei mehrstöckigen Gesellschaften Steuerbefreiungen durch Kaskadeneffekte zu vermeiden, 

erfolgt nunmehr eine konsolidierte Betrachtung (§ 13b Abs. 9 ErbStG n. F.). 

63	 Die Wertgrenze von zehn Prozent hat das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil vom 14.12.2014 nicht beanstandet.

64	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 43.

65	 Die einzelnen Rechenschritte finden sich in Gänze in einem ausführlichen Gesamtmodell im Anhang; siehe Anhang 5.

66	 Zur Ermittlung vgl. oben Abb. 3 unter II. 2. c.
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Die Konsolidierung innerhalb zweistufiger Gesellschaftsstrukturen setzt voraus, dass der Betrieb unmit-

telbar Beteiligungen an Personengesellschaften oder Anteile an Kapitalgesellschaften hält, die begüns-

tigungsfähig sind. Bei Anteilen an Kapitalgesellschaften muss daher eine Mindestbeteiligung von mehr 

als 25 Prozent vorliegen (§ 13b Abs. 9 S. 1 i. V. m. Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 4 Nr. 2 ErbStG n. F.).

Bei mehr als zweistufigen Gesellschaftsstrukturen erfolgt eine Konsolidierung im Wege einer Ver-

bundvermögensaufstellung (§ 13b Abs. 9 ErbStG n. F.). Einzubeziehen sind unmittelbar und mittelbar 

gehaltene Beteiligungen an Personengesellschaften und Anteile an Kapitalgesellschaften im In- und 

Ausland (§ 13b Abs. 9 S. 1 ErbStG n. F.). Bei Kapitalgesellschaften ist eine Mindestbeteiligung von mehr 

als 25 Prozent erforderlich. 

In einer Protokollerklärung der Bundesregierung vom 21.09.2016 wurde festgehalten, dass in einem 

weiteren Gesetzgebungsverfahren Fragen zum konsolidierten Ergebnis des Verbundes zu klären seien.
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Quelle:  FinTax policy advice.

In die Verbundvermögensaufstellung gehen die Wirtschaftsgüter des Betriebs und der nachgeordneten 

Gesellschaften mit den festgestellten Werten in Höhe der jeweiligen Beteiligungsquote ein. Berücksich-

tigt werden die gemeinen Werte der den Beteiligungen oder Anteilen zuzurechnenden Vermögensge-

genstände (§ 13b Abs. 9 S. 1 ErbStG n. F.). Die unmittelbar oder mittelbar gehaltenen Finanzmittel, die 

Vermögensgegenstände des Verwaltungsvermögens sowie die Schulden sind jeweils zusammenzufassen 

(Verbundvermögensaufstellung). Der Finanzmitteltest, die anteilige Schuldenzurechnung und die Ermitt-

lung der Zehn-Prozent-Pauschale sind auf die Werte der Verbundvermögensaufstellung anzuwenden 

(§ 13b Abs. 9 S. 4 i. V. m. Abs. 4 Nr. 5, Abs. 6 S. 2 und Abs. 7 S. 1 ErbStG n. F.). Junge Finanzmittel und junges 

Verwaltungsvermögen werden im Rahmen der Saldierung der Schulden nicht berücksichtigt und sind 

im Rahmen der Verbundvermögensaufstellung gesondert aufzuführen (§ 13b Abs. 9 S. 4 i. V. m. Abs. 7 

S. 2 und Abs. 9 S. 2 2. HS ErbStG n. F.).

Ergänzend zum Regierungsentwurf vom 08.07.2015 findet in Zukunft eine Verrechnung von Forderungen 

und Verbindlichkeiten statt, soweit zwischen Gläubiger- und Schuldnerunternehmen Beteiligungsiden-

tität besteht, das heißt wenn an beiden Unternehmen dieselbe (natürliche oder juristische) Person 

beziehungsweise dieselben Personen im gleichen Verhältnis beteiligt sind (§ 13b Abs. 9 S. 3 ErbStG n. F.). 

Allerdings stellen Verbindlichkeiten, mit denen keine wirtschaftliche Belastung verbunden ist, Verwal-

tungsvermögen dar und werden nicht in die Konsolidierung einbezogen (§ 13b Abs. 9 S. 5 ErbStG n. F.). 

Beispielhaft werden in der Gesetzesbegründung Gestaltungen erwähnt, bei denen eine überschuldete 

Gesellschaft durch die Unternehmensgruppe und die Forderung durch eine nahestehende Person er-

worben wird.67

67	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 44.
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d.	 Die Investitionsrücklage (§ 13b Abs. 5 ErbStG n. F.)

Das Gesetz sieht eine Investitionsklausel für das nicht begünstigte Vermögen bei Erwerben von Todes 

wegen vor.68 Wenn der Erwerber innerhalb von zwei Jahren69 ab dem Zeitpunkt der Entstehung der 

Steuer (§ 9 ErbStG) Verwaltungsvermögen in begünstigtes Vermögen investiert, entfällt rückwirkend die 

Zuordnung zum Verwaltungsvermögen (Abb. 6). Auf diese Weise sollen Härtefälle im Zusammenhang 

mit der Stichtagsbesteuerung abgemildert werden.70

Die Begründung des Änderungsantrages verweist darauf, dass die Einführung einer Investitionsklausel 

zu einer Ungleichbehandlung mit der Besteuerung sonstigen Vermögens führe, für das keine Investi-

tionsmöglichkeit in begünstigtes Vermögen bestehe. Die Ungleichbehandlung erfordere daher eine 

verfassungsrechtliche Rechtfertigung. Für Verwaltungsvermögen, das für eine zeitnahe Investition in 

begünstigtes Vermögen vorgesehen sei und deshalb schon vor der Investition zum Erhalt der Beschäf-

tigung beitrage, sei eine rückwirkende Zuordnung zum begünstigten Vermögen zu rechtfertigen.71 Das 

gilt sowohl für Investitionen in Vermögensgegenstände als auch für Finanzmittel, die bei saisonalen 

Schwankungen aufgrund zu geringer Einnahmen zur Zahlung von Löhnen benötigt werden (§ 13b Abs. 5 

S. 1 und 3 ErbStG n. F.).

Voraussetzung ist deshalb, dass die Investition im Zeitpunkt der Entstehung der Steuer vom Erblasser 

aufgrund eines vorgefassten Plans des Erblassers erfolgt. Eine Ersatzbeschaffung darf nicht vorgenom-

men werden oder worden sein (§ 13b Abs. 5 S. 2 ErbStG n. F.). 

Die Beweislast liegt beim Erwerber (§ 13b Abs. 5 S. 5 ErbStG n. F.). Die Möglichkeit der Investitionsrück-

lage erstreckt sich nur auf Erwerbe im Todesfall, da laut Begründung Investitionen bei Schenkungen 

planbar seien.72

68	 Zwar versuchten einige Länder die durch den Änderungsantrag der Fraktionen CDU/CSU und SPD ins Gesetzgebungs-

verfahren eingebrachte Investitionsklausel für Verwaltungsvermögen im Rahmen des Vermittlungsverfahrens zu 

torpedieren. Sie blieb jedoch in der Fassung des Bundestagsbeschlusses vom 24.06.2016 bestehen; vgl. zur Kritik an 

der Investitionsklausel „12-Punkte-Papier“ als Gesprächsgrundlage für das Vermittlungsverfahren zur Erbschaftsteuer 

v. 01.09.2016, S. 8; vgl. zum Gesetzestext Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 

18/8911, S. 21, 42 f.; Beschluss Deutscher Bundestag v. 24.06.2016, BR-Drs. 344/16, S. 7.

69	 Zunächst war für die nachträglich eingebrachte Investitionsklausel ein möglicher Begünstigungszeitraum von einem 

Jahr vorgesehen. Im Rahmen der Verhandlungen ist dieser – u. a. auf Bitten der CSU – auf zwei Jahre ausgeweitet 

worden.

70	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 42. Die Stiftung Familienunter-

nehmen hatte schon 2015 während des laufenden Gesetzgebungsverfahrens für eine Investitionsklausel geworben; 

Stiftung Familienunternehmen/FinTax policy advice, Die Neuregelung der Erbschaftsteuer für Familienunternehmen, 

S. 62 f. Vgl. zur Analyse unten III. 1. b.

71	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 42 f.

72	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 43.



27

Abb. 6:	 Beispiel einer Investitionsrücklage73

Daten zum Erwerb des Betriebsvermögens im Erbfall
(in Millionen Euro)

Annahmen: Überschreiten der Freigrenze, Inanspruchnahme der Verschonungsbedarfsprüfung

Wertpapiere im Unternehmensvermögen
Junges Verwaltungsvermögen (aufgrund laufender Umschichtungen) i. S. d. § 13b Abs. 4 Nr. 4 i. V. m. Abs. 7 ErbStG n. F

10

Erbschaftsteuerbelastung 8

a) 	Davon Belastung aufgrund Besteuerung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens
 	 Steuersatz 30 Prozent

3

b) 	Davon Belastung aufgrund Heranziehung des verfügbaren Vermögens
	 Heranziehung zu 50 Prozent im Rahmen der Verschonungsbedarfsprüfung

5

Zeitpunkt der Entstehung der Steuer

Wertpapiere im Unternehmensvermögen 
zehn Millionen Euro

Erbschaftsteuerbelastung 
acht Millionen Euro

Übertragung der Gesellschaftsanteile

Antrag auf begünstigte Reinvestition i. S. d. § 13b Abs. 5 ErbStG n. F.

Wertpapiere im Unternehmensvermögen 
zehn Millionen Euro

Nettoveräußerungserlös 
Veräußerungserlös abzgl. Ertragsteuer, Soli, Gewerbesteuer

Begünstigtes Vermögen

Rückwirkende Zuordnung der Wertpapiere zum begünstigten Betriebsvermögen
Senkung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens um zehn Millionen Euro  

bei gleichzeitiger Erhöhung des begünstigten Betriebsvermögens um zehn Millionen Euro

ggf. rückwirkender Teil-Erlass der Erbschaftsteuerbelastung bis zu maximal acht Millionen Euro

Veräußerung

Investition innerhalb von zwei Jahren nach dem 
Stichtag

Gewährung der begünstigten Reinvestition

Quelle: Stiftung Familienunternehmen, Positionspapier zur möglichen Ausgestaltung einer Investitionsklausel, 2015,  

S. 1 f.; FinTax policy advice.

73	 Voraussetzung i. S. d. § 13b Abs. 5 ErbStG n. F. ist, dass die Investition aufgrund eines im Zeitpunkt des Entstehens der 

Steuer (§ 9 ErbStG) vorgefassten Plans des Erblassers erfolgt und keine anderweitige Ersatzbeschaffung von Verwal-

tungsvermögen vorgenommen wird oder wurde.
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3.	 Das begünstigte Vermögen

Das begünstigte Vermögen ergibt sich nach Abzug des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens vom 

gemeinen Wert des begünstigungsfähigen Vermögens (§ 13b Abs. 2 S. 1 ErbStG n. F., Abb. 7). Nur dieses 

kann ganz oder teilweise verschont werden, wenn es bestimmte Anforderungen erfüllt.74 Das nicht be-

günstigte Verwaltungsvermögen unterliegt dagegen einer sofortigen definitiven Besteuerung.75 

Abb. 7:	 Ermittlung des begünstigten Vermögens76

Unternehmenswert = Erwerbe

Gemeiner Wert des begünstigungsfähigen Betriebsvermögens 

§ 13b Abs. 1 ErbStG n. F. 100.000.000 Euro

1. Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens und des begünstigten Vermögens

a) Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens

Nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen77

Nettowert des Verwaltungsvermögens abzgl. Zehn-Prozent-Pauschale; 

junge Finanzmittel und junges Verwaltungsvermögen zählen in jedem Fall dazu

7.242.929 Euro

b) Ermittlung des begünstigten Vermögens § 13b Abs. 2 ErbStG n. F.
(Gemeiner Wert des begünstigungsfähigen Betriebsvermögens abzgl. d. nicht begünstigten Verwaltungsvermögens)

92.757.072 Euro

Quelle: FinTax policy advice.

Für die Ermittlung des begünstigten Vermögens und des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens fasst 

Abb. 8 die wesentlichen vorzunehmenden Schritte abschließend zusammen.

74	 Siehe hierzu unten, II. 4., 5. und 6.

75	 Die erwähnten Teilverschonungen der 15-Prozent- und der Zehn-Prozent-Pauschale sollen Unternehmen, die über einen 

sehr großen Teil an Verwaltungsvermögen verfügen, nicht zuteilwerden. Daher ist begünstigungsfähiges Vermögen, 

das zu mindestens 90 Prozent aus Verwaltungsvermögen besteht, vollständig nicht begünstigt (§ 13b Abs. 2 S. 2 ErbStG 

n. F.).

76	 Die einzelnen Rechenschritte finden sich in Gänze in einem ausführlichen Gesamtmodell im Anhang; siehe Anhang 5.

77	 Zur Ermittlung vgl. oben, Abb. 4 unter II. 2. c.
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4.	 Die Verschonung von begünstigtem Betriebsvermögen  

(§§ 13a, 13c, 28, 28a ErbStG n. F.)

Aufgrund der Höhe der steuerbefreiten Beträge hatte das Bundesverfassungsgericht 2014 die 

Privilegierung großer Unternehmen beanstandet. Um den verfassungsrechtlichen Anforderungen 

Genüge zu tun, hat der Gesetzgeber eine Grenze von 26 Millionen Euro eingeführt, unterhalb 

der wie bisher ein Verschonungsabschlag von 85 Prozent (Regelverschonung, § 13a Abs. 1 ErbStG 

n. F.) oder mittels unwiderruflicher Erklärung von 100 Prozent (Optionsverschonung, § 13a Abs. 10 

ErbStG n. F.) gewährt werden kann. 

Allerdings ist zu beachten, dass die vollständige oder teilweise Verschonung nur begünstigtem 

Vermögen78 zuteilwird. Das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen79 unterliegt dagegen zukünf-

tig bei allen Erwerbern von Betriebsvermögen einer sofortigen definitiven Besteuerung. Somit 

wird das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen auch bei dem Erwerber besteuert, dessen 

(begünstigtes) Vermögen unter 26 Millionen Euro liegt.80 Bei Überschreiten der 26-Millionen-

Euro-Grenze (Prüfschwelle) wird die Steuer grundsätzlich auch für das begünstigte Vermögen in 

vollem Umfang festgesetzt (§ 13a Abs. 1 S. 1 ErbStG n. F.). 

Ein Teil des begünstigten Vermögens soll grundsätzlich nicht der Besteuerung unterliegen, um 

der engen Bindung von Familienmitgliedern an das Unternehmen und der damit verbundenen 

Erschwernis Rechnung zu tragen: Sofern im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung kumulativ 

Entnahme-, Verfügungs- und Abfindungsbeschränkungen enthalten sind, wird deshalb ein Vor-

wegabschlag von maximal 30 Prozent auf das begünstigte Vermögen gewährt (§ 13a Abs. 9 S. 1 

ErbStG n. F.).81

 

78	 Siehe hierzu oben, II. 3.

79	 Siehe hierzu oben, II. 2.

80	 Der Nettowert des Verwaltungsvermögens wird wie begünstigtes Vermögen behandelt, soweit er zehn Prozent des 

gemeinen Werts des Betriebsvermögens abzüglich des Nettowerts des Verwaltungsvermögens nicht übersteigt, siehe 

hierzu oben, II. 2. c.

81	 Siehe hierzu unten, II. 4. a.
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Übersteigt das begünstigte Vermögen nach Anwendung des Abschlages die 26-Millionen-Euro-

Grenze und ist das begünstigte Vermögen daher grundsätzlich steuerpflichtig, hat der Erwerber 

die Möglichkeit, zwischen einem abschmelzenden Verschonungsabschlag (§ 13c ErbStG n. F.)82 und 

einer Verschonungsbedarfsprüfung (§ 28a ErbStG n. F.)83 zu wählen. Für beide Alternativen müssen 

Anträge gestellt werden. Stellt der Erwerber einen Antrag auf einen abschmelzenden Verscho-

nungsabschlag (§ 13c ErbStG n. F.), ist dieser unwiderruflich und scheidet ein späterer Antrag auf 

Erlass der Steuer nach erfolgter Verschonungsbedarfsprüfung aus (§ 13c Abs. 2 S. 6 ErbStG n. F.). 

Ersterer verringert den Prozentsatz der Verschonung oberhalb der Grenze von 26 Millionen Euro 

schrittweise. Ab einem Wert von 89,75 Millionen Euro (Regelverschonung) beziehungsweise 

90 Millionen Euro (Optionsverschonung) begünstigten Vermögens wird kein Verschonungsab-

schlag mehr gewährt (§ 13c Abs. 1 ErbStG n. F.).84

Letztere erlässt nur dann die Steuerschuld, wenn der Erwerber nicht in der Lage ist, die Steuer 

aus seinem verfügbaren Vermögen85 zu tilgen. Hierzu wird das mit der Erbschaft oder Schenkung 

mit übergehende, aber auch das bereits vorhandene Betriebs- und Privatvermögen86 einbezogen. 

Bei einem Erwerb im Todesfall (nicht im Schenkungsfall) erhält der Erwerber die Möglichkeit auf 

Antrag die auf das zu begünstigende Vermögen entfallende Steuer bis zu sieben Jahre (§ 28 Abs. 1 

ErbStG n. F.) zu stunden.87

82	 Siehe hierzu unten, II. 4. c.

83	 Siehe hierzu unten, II. 4. d.

84	 Das Verschonungskonzept in Abb. 12 geht deshalb davon aus, dass der Erwerber in einem ersten Schritt entscheiden 

muss, ob er einen Antrag auf Abschmelzung des Verschonungsabschlags stellen möchte. Entscheidet er sich dafür, 

kommt ein späterer Antrag auf Verschonungsbedarfsprüfung nicht in Betracht. Nur wenn er sich gegen das Abschmelz-

modell entscheidet, kann er noch einen Antrag auf Verschonungsbedarfsprüfung stellen.

85	 Siehe hierzu unten, II. 4. d.

86	 Siehe hierzu unten, II. 4. d.

87	 § 28 Abs. 1 ErbStG a. F. sah noch eine zinslose Stundung für Betriebsvermögen – und nicht nur für das begünstigte 

Vermögen – über zehn Jahre vor, allerdings unter der Voraussetzung, dass die Stundung zur „Erhaltung des Betriebs 

notwendig“ sei. Die Beschlussempfehlung des Finanzausschusses erweiterte die Stundungsmöglichkeiten um einen 

neuen § 28 Abs. 2 ErbStG-BTE (Rechtsanspruch auf zinslose Stundung über zehn Jahre für Erwerbe von Todes wegen). 

Dies hatte der Bundesrat beanstandet, weshalb – als Ergebnis des Vermittlungsausschusses – lediglich § 28 Abs. 1 

ErbStG n. F. – geändert wurde. Siehe hierzu unten, II. 4. e. und zur Analyse III. 2. e.
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a.	 Der Vorwegabschlag (§ 13a Abs. 9 ErbStG n. F.)

Für das begünstigte Vermögen wird eine besondere Steuerbefreiung in Form eines Abschlags in Höhe 

von maximal 30 Prozent gewährt, wenn der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung kumulativ Ausschüt-

tungs- und Entnahmerestriktionen, Verfügungsbeschränkungen und Abfindungsregelungen enthält 

(so genannte „qualitative Kriterien“).88 Im Einzelnen muss der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung 

Bestimmungen enthalten, die

�� die Entnahme oder Ausschüttung auf höchstens 37,5 Prozent des steuerrechtlichen Gewinns be-

schränken, der zuvor um die auf den Gewinnanteil oder die Ausschüttungen aus der Gesellschaft 

entfallenden Steuern vom Einkommen gekürzt wurde89, 

�� die Verfügung über die Beteiligung an der Personengesellschaft oder den Anteil an der Kapitalge-

sellschaft auf Mitgesellschafter, auf Angehörige im Sinne des § 15 AO oder auf eine Familienstiftung 

(§ 1 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG n. F.) beschränken, und90

�� für den Fall des Ausscheidens aus der Gesellschaft eine Abfindung vorsehen, die unter dem gemeinen 

Wert der Beteiligung an der Personengesellschaft oder des Anteils an der Kapitalgesellschaft liegt91.

Im Vermittlungsausschuss wurde zudem klargestellt, dass der Vorwegabschlag nur auf begünstigte 

Vermögensteile gewährt werden soll, die auch verfügungsbeschränkt sind. Verwiesen wurde in diesem 

Zusammenhang auf den Fall des Mitunternehmeranteils an einer Kommanditgesellschaft, bei dem eine 

Verfügungsbeschränkung i. d. R. nur das Gesamthandsvermögen der Gesellschaft, nicht aber das Son-

derbetriebsvermögen des Gesellschafters erfasst. 

Begründet wird dieser Vorwegabschlag mit der bei familiengeführten Unternehmen eigenen Unterneh-

mensführung, die auf langfristige Sicherung und Fortführung des Unternehmens ausgerichtet ist. Das 

88	 Der Regierungsentwurf sah noch eine Erhöhung der Prüfschwelle von 26 Millionen Euro auf 52 Millionen Euro bei 

Vorliegen bestimmter Entnahme-, Verfügungs- und Abfindungsbeschränkungen vor.

89	 Entnahmen zur Begleichung der auf den Gewinnanteil oder die Ausschüttungen aus der Gesellschaft entfallenden 

Steuern vom Einkommen bleiben bei der Beschränkung der Entnahme oder Ausschüttung unberücksichtigt. Der Re-

gierungsentwurf verlangte noch, dass die Entnahme oder Ausschüttung des Gewinns nahezu vollständig beschränkt 

sein sollte. Der auf Grundlage der Empfehlungen des Finanzausschusses erfolgte Beschluss des Bundestages vom 

24.06.2016 enthielt diesen unbestimmten Rechtsbegriff nicht mehr, um die Regelung praxistauglicher auszugestalten. 

Der Vermittlungsausschuss nahm sodann eine Präzisierung um den Prozentsatz vor. Vgl. zur Analyse unten III. 2. a.

90	 Der Regierungsentwurf sah vor, die Verfügung über den Gesellschaftsanteil lediglich auf nahe Angehörige i. S. des 

§ 15 Abs. 1 AO zu beschränken.

91	 Die Abfindungsbeschränkung musste nach dem Wortlaut des Regierungsentwurfs eine Abfindung vorsehen, die erheb-

lich unter dem gemeinen Wert der Beteiligung an der Personengesellschaft oder des Anteils der Kapitalgesellschaft 

liegt.
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schließe häufig einen freien Handel der Gesellschaftsanteile aus92 und führe dazu, dass der objektive 

gemeine Wert der erworbenen Gesellschaftsanteile aus subjektiver Sicht des Erwerbers nicht verfügbar 

sei.93

Die Höhe des Abschlags entspricht der im Gesellschaftsvertrag oder in der Satzung vorgesehenen 

prozentualen Minderung der Abfindung gegenüber dem gemeinen Wert, darf 30 Prozent nicht über-

steigen (§ 13a Abs. 9 S. 2 ErbStG n. F.) und ist vom Erwerber nachzuweisen. Die Beschränkungen müssen 

ununterbrochen zwei Jahre vor und 20 Jahre nach dem Zeitpunkt der Steuerentstehung vorliegen (§ 13a 

Abs. 9 S. 3 und 4 ErbStG n. F.).94

Der Vorwegabschlag wird vor einer möglichen Anwendung der Abschläge in Höhe von 85 beziehungswei-

se 100 Prozent (Regel- und Optionsverschonung) in Abhängigkeit von einem Über- oder Unterschreiten 

der 26-Millionen-Euro-Freigrenze und vor Prüfung eines etwaigen abschmelzenden Verschonungsab-

schlags beziehungsweise der Verschonungsbedarfsprüfung in Ansatz gebracht. Er mindert für beide 

Modelle das zu Grunde zu legende begünstigte Vermögen. 

b.	 Die Freigrenze von 26 Millionen Euro (§ 13a Abs. 1 und 10 ErbStG n. F.)

Bis zu einem Erwerb von 26 Millionen Euro wird das begünstigte betriebliche Vermögen nach §§ 13a 

und 13b ErbStG n. F. verschont, wenn die Lohnsummenregelung und die Behaltensfristen eingehalten 

werden.95 In diesem Fall geht das neue Erbschaftsteuerrecht typisierend von einer unwiderleglichen 

Gefährdungsvermutung für die Beschäftigung in den Betrieben aus.96 Der Betrag von 26 Millionen Euro 

orientiert sich daran, dass der höchste Steuersatz ab diesem Wert Anwendung findet (§ 19 Abs. 1 ErbStG 

n. F.).97

92	 Zwar war immer wieder vorgeschlagen worden, die Verfügungsbeschränkungen im Rahmen der Bewertung zu berück-

sichtigen. Jedoch verweist der Gesetzgeber in seiner Begründung darauf, dass sich Verfügungsbeschränkungen nach 

§ 9 Abs. 3 BewG als in der Person des Steuerpflichtigen begründete persönliche Verhältnisse nicht auf den gemeinen 

Wert auswirken können; Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 38.

93	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 41.

94	 Der Regierungsentwurf knüpfte das erhöhte Verschonungsbedürfnis im Falle gesellschaftsvertraglicher Beschränkungen 

an unzumutbar lange Fristen von insgesamt 40 Jahren. So sollten die „qualitativen Kriterien“ zur Vermeidung miss-

bräuchlicher Gestaltungen zehn Jahre vor und 30 Jahre nach dem Zeitpunkt der Steuerentstehung vorliegen müssen.

95	 Der Regierungsentwurf sah anstelle eines Vorwegabschlags die Erhöhung der Freigrenze v. 26 auf 52 Millionen Euro 

sowie restriktivere Kriterien vor. Die Erhöhung der Prüfschwelle bei Einhaltung der Kriterien war noch im Referen-

tenentwurf lediglich für die Verschonungsbedarfsprüfung vorgesehen. Das Eckpunktepapier beinhaltete derartige 

Regelungen nicht; vgl. Anhang 3.

96	 Vgl. zur Analyse und Bewertung unten, III. 2. b.

97	 Im Vergleich zu dem Referentenentwurf und den Eckwerten ist diese Prüfschwelle um 6 Millionen Euro, von 20 Millionen 

Euro auf 26 Millionen Euro angehoben worden.
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Wird die Grenze von 26 Millionen Euro durch mehrere innerhalb von zehn Jahren von derselben Person 

anfallende Erwerbe insgesamt überschritten, entfällt die Steuerbefreiung ebenfalls, und zwar auch mit 

Wirkung für die Vergangenheit (§ 13a Abs. 1 S. 2 und 3 ErbStG n. F.). Jedoch kann der Erwerber einen 

abschmelzenden Verschonungsabschlag (§ 13 c ErbStG n. F.) oder eine Verschonungsbedarfsprüfung 

beantragen (§ 28a ErbStG n. F.). Der Erwerber kann die Freigrenze alle zehn Jahre in Anspruch nehmen.

c.	 Der Antrag auf einen abschmelzenden Verschonungsabschlag (§ 13c ErbStG n. F.)

Bei Überschreiten des Betrages von 26 Millionen Euro wird die Steuer grundsätzlich auch für das be-

günstigte Vermögen in vollem Umfang festgesetzt. Jedoch besteht die Möglichkeit eines Antrags auf 

Verschonungsabschlag, mit dem für Erwerbe über 26 Millionen Euro ein Abschmelzmodell eingeführt 

wird. Der Verschonungsabschlag verringert sich um jeweils einen Prozentpunkt für jede 750.000 Euro98, 

die der Wert des begünstigten Vermögens den Betrag von 26 Millionen Euro übersteigt (Abb. 9). Ab 

einem Wert von 89,75 Millionen Euro (Regelverschonung) beziehungsweise 90 Millionen Euro (Opti-

onsverschonung) begünstigten Vermögens wird kein Verschonungsabschlag mehr gewährt (§ 13c Abs. 1 

ErbStG n. F).99 Die Lohnsummen- und Behaltensregelungen sind einzuhalten.

Abb. 9:	 	Der abschmelzende Verschonungsabschlag

Regelverschonung Optionsverschonung

Wert des Erwerbs in Millionen Euro Verschonung in Prozent Verschonung in Prozent

		  < 	 26,00 85 100

	 26,0	 -	 36,49 	 85	-	72 	 100	-	87

	 36,5	 -	 46,99 	 71	-	58 	 86	-	73

	 47,0	 -	 57,49 	 57	-	44 	 72	-	59

	 57,5	 -	 67,99 	 43	-	30 	 58	-	45

	 68,0	 -	 77,49 	 29	-	 17 	 44	-	 32

	 77,5	 -	 90,00 	 16	-	 0 	 31	-	 15

		  >	 90,00 	 0 0

Quelle: FinTax policy advice.

Bei mehreren aufeinander folgenden Erwerben von derselben Person innerhalb von zehn Jahren werden 

für die Bestimmung des Verschonungsabschlags die früheren Erwerbe mit ihrem früheren Wert dem 

98	 Nach dem Regierungsentwurf sollte sich der Verschonungsabschlag um jeweils einen Prozentpunkt für jede 1,5 Millionen 

Euro, die der Wert des begünstigten Vermögens den Betrag von 26 Millionen Euro übersteigt, verringern.

99	 Der Regierungsentwurf sah noch eine Sockelverschonung von 20 Prozent ab einem Wert von 116 Millionen Euro be-

günstigten Vermögens für die Regelverschonung und von 35 Prozent für die Optionsverschonung vor.
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Gerade auch in Krisenzeiten sind Familienunternehmen Garant für den Erhalt der Beschäftigung und 

damit für den Wohlstand der Gesellschaft. In Krisenzeiten agieren Familienunternehmer jedoch häufig 

unabhängig von Banken und greifen zur Stärkung des Betriebsvermögens auf ihr Privatvermögen zu-

rück.316 Dies ist ihnen (teilweise) verwehrt, weil das vorhandene Privatvermögen im Extremfall bereits 

um 50 Prozent minimiert sein kann. Die Notwendigkeit einer Fremdfinanzierung kann die Folge sein. 

Gerade aber die starke Eigenkapitalausstattung war es, die 2008/2009 dazu führte, dass die Familien-

unternehmen Sicherheit und Beschäftigung gewährleisten konnten.

Doch nicht nur die Verschonungsbedarfsprüfung und die damit verbundene Einbeziehung des Privat-

vermögens schwächt Unternehmen und ihre Investitionskraft. Auch das neue abschmelzende Verscho-

nungsabschlagsmodell hat gegenüber dem bisherigen Recht erbschaftsteuerliche Mehrbelastungen 

zur Folge. Dadurch werden dem Unternehmen maßgebliche liquide Mittel entzogen. Dies verdeutlicht 

folgendes Beispiel (Abb. 34).

316	 Stiftung Familienunternehmen/Gottschalk/Niefert/Licht/Wagner/Hauer/Keese/Woywode, Die volkswirtschaftliche 

Bedeutung der Familienunternehmen, 2014, S. 40f.
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Abb. 34:	 Belastung der Unternehmen mit Erbschaft- und Schenkungsteuer am Beispiel des 

abschmelzenden Verschonungsabschlags317/318

Geringere 
Investitionen

Sonderdividende 
von rd.
26,86  

Mio. Euro

vor Steuern 
notwendig

Erlös i. H. v. rd.
28,06 Mio. Euro

vor Steuern notwendig

Gewinn von
38,26 Mio. Euro

vor Steuern notwendig

Sonderausschüttung
Verkauf von 

Gesellschaftsanteilen

Verkauf 
wesentlicher 

Unternehmensteile

19,76 
Mio. Euro  

Erbschaft- und 
Schenkung
steuerschuld



7,1 Mio. Euro  
Kapitalertragsteu-
er, ggf. Kirchen-

steuer, Soli

19,76 Mio. Euro  
Erbschaft- und 

Schenkungsteuerschuld



8,3 Mio. Euro  
Besteuerung des Veräuße-
rungsgewinns nach dem 
Teileinkünfteverfahren

19,76 Mio. Euro  
Erbschaft- und 

Schenkungsteuerschuld



18,5 Mio. Euro*  
KSt, GewSt, KapESt, Soli

Aufnahme von 
Fremdkapital

Geringere 
Eigenkapitalquote

Gefährdung der 
Marktstellung

Gewinnausschüttung

Begleichung der Schuld durch

Ermöglicht durch

Rund ein Drittel des Familienun-
ternehmens ginge – soweit sich 
überhaupt ein Käufer fände – in die 
Hände Dritter über, nur um Steuern 
zu begleichen.

* Der Berechnung wurde eine Gesamtsteuerbelastung von 48,34 Prozent zugrunde gelegt (unter Berücksichtigung der Belastung auf Unternehmens- und auf 
Gesellschafterebene.

24,44 Millionen Euro  
Erbschaft- und Schenkungsteuerschuld vor Verschonung

19,76 Millionen Euro  
Erbschaft- und Schenkungsteuerschuld nach Regelverschonung, abschmelzender Verschonungsabschlag § 13c ErbStG n. F.

Quelle: Stiftung Familienunternehmen, Warum wirksame Verschonungsregeln für betriebliches Vermögen sinnvoll sind, März 2014, S. 8; Stellungnahme 
der Stiftung Familienunternehmen zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen zur Neuregelung des Erbschaft- und Schenkungsteuer-
rechts, 2015, S. 4 f.; FinTax policy advice.

317	 Annahmen: Familienunternehmen (GmbH); Anteile werden an einen Gesellschafter der dritten Generation übertragen; 

Zur Ermittlung der Steuerschuld vgl. Anhang 5.; Erwerbe = 100 Millionen Euro Betriebsvermögen (davon 7,24 Millionen 

nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen (definitive Besteuerung) und 92,6 Millionen Euro begünstigtes Vermögen; 

Inanspruchnahme des Vorwegabschlags von 20 Prozent, da gesellschaftsrechtliche Beschränkungen bestehen, sodass 

sich das begünstigte Vermögen auf 74,205 Millionen Euro reduziert; Inanspruchnahme des abschmelzenden Verscho-

nungsabschlags: 21 Prozent; Erbschaftsteuersatz 30 Prozent; vgl. Anhang 5.

318	 Die Erbschaft- und Schenkungsteuer beliefe sich: a) ohne Verschonung und Vorwegabschlag auf rund 30 Millionen Euro, b) 

bei Regelverschonung nach bisherigem Recht auf 5,14 Millionen Euro, c) bei Optionsverschonung nach bisherigem Recht auf 

0,75 Millionen Euro (Annahme: Verwaltungsvermögen < zehn Prozent des Betriebsvermögens), d) bei Optionsverschonung 

nach dem neuen Recht auf 16,42 Millionen Euro (abschmelzender Verschonungsabschlag: 36 Prozent); vgl. Anhang 5.



119

Gegenstand der Folgenabschätzung ist ein Familienunternehmen (Rechtsform der Holdinggesellschaft 

ist eine GmbH) mit einem Umsatz von 207,8 Millionen Euro, fünf Prozent Rendite vor Steuern und damit 

einem Ertrag vor Steuern pro Jahr von 10,34 Millionen Euro beziehungsweise einem Ertrag nach Steuern 

(30 Prozent) pro Jahr von 7,27 Millionen Euro und einem Unternehmenswert von 100 Millionen Euro 

(begünstigtes Vermögen: 92,76 Millionen Euro; nicht begünstigtes und damit definitiv zu versteuerndes 

Verwaltungsvermögen: 7,24 Millionen Euro).319 Das Unternehmen wird an einen Nachfolger von Todes 

wegen übertragen, der den Vorwegabschlag von 20 Prozent (Annahme) aufgrund gesellschaftsrechtlicher 

Beschränkungen sowie das Verschonungsabschlagsmodell für das begünstigte Vermögen in Anspruch 

nimmt (Verschonungsabschlag von 21 Prozent nach § 13c ErbStG n. F. (Regelverschonung)).

Die auf das Beispiel-Unternehmen bezogene Erbschaftsteuerbelastung steigt im Vergleich zur bisherigen 

Regelverschonung um rund 14,6 Millionen Euro von insgesamt 5,1 Millionen Euro auf 19,76 Millionen 

Euro an. Angenommen, die Tilgung der Erbschaftsteuerschuld würde Gewinnausschüttungen erforderlich 

machen, so wäre ein Unternehmensgewinn vor Steuern von ca. 38,26 Millionen Euro erforderlich, da 

eine hohe Gesamtsteuerbelastung aufgrund einer Vielzahl von Steuern anfallen würde (unter anderem 

Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Kapitalertragsteuer und Soli, insgesamt bis zu 48,38 Prozent). Bei 

einem jährlichen Ertrag vor Steuern von 10,34 Millionen Euro im Jahr wären sodann über drei Jahre die 

Gewinne des Beispiel-Unternehmens zu 100 Prozent für Zwecke der Erbschaftsteuerzahlungen auszu-

schütten. Die Gewinne müssten dann über diesen Zeitraum in dieser Höhe gleichmäßig erzielt werden 

und liquide vorliegen. Angenommen, ein Generationenwechsel findet alle 30 Jahre statt, müssten  

30 Jahre lang jährlich rund 12,3 Prozent des erzielten Ertrags vor Steuern eines Familienunternehmens 

zur Begleichung der Erbschaftsteuerschuld verwendet werden. 

Dem Familienunternehmen würden damit rd. 38,26 Millionen Euro liquide Mittel entzogen, die ansonsten 

für Investitionen zur Verfügung stünden. Große deutsche Familienunternehmen würden im internatio-

nalen Wettbewerb mit Konzernen wie Kapitalgesellschaften im Streubesitz, die keine Erbschaftsteuer-

belastung kennen, zurückfallen. Diese Liquiditätseffekte der Erbschaftsteuer können sich negativ auf 

die Beschäftigungssituation auswirken. 

Überdies würde die plötzliche Entnahme der Erbschaftsteuer aus dem Gesellschaftsvermögen – bei 

einer für Unternehmen dieser Größenordnung repräsentativen Bilanzsumme von 100 Millionen Euro 

und einer Eigenkapitalquote von 40 Prozent, also 40 Millionen Euro, zu einem nahezu vollständigen 

Verzehr des Eigenkapitals führen. Dies könnte die wirtschaftliche Stabilität des Unternehmens gefährden, 

da gerade die die Familienunternehmen auszeichnenden hohen Eigenkapitalquoten und behutsamen 

Expansionsstrategien mittel- und langfristige Investitionen auch in Krisenzeiten ermöglichen. Der Wirt-

schaftsstandort Deutschland würde erheblich geschwächt, negative Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt 

wären vorprogrammiert.

319	 Zur Ermittlung vgl. oben Abb. 1, 3 und 4 unter II. 2. c. und Anhang 5.
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f.	 Der Bürokratieaufwand

… wird um ein Vielfaches ansteigen

Die jährliche Veränderung des Erfüllungsaufwands durch die Neuregelung soll sich – unverändert im 

Vergleich zum Regierungsentwurf – auf rund 10.000 Euro für die betroffenen Unternehmen durch vier 

Informationspflichten sowie 16.000 Euro für die Finanzverwaltungen belaufen.320 Zusätzlich wird der 

automationstechnische Umstellungsaufwand für die Länder auf einmalig 500.000 Euro geschätzt. Wei-

tere Kosten seien nicht zu erwarten.321 Insgesamt waren die geschätzten Beträge und Erläuterungen der 

Bundesregierung zum Bürokratieaufwand bereits im Regierungsentwurf jedoch viel zu kurz gegriffen:

Zum einen bleiben die Bürokratiekosten mit Blick auf die geplante Neuregelung zum begünstigten Be-

triebsvermögen/nicht begünstigten Verwaltungsvermögen im in Gänze unberücksichtigt. Danach ist eine 

Besteuerung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens auch bei Erwerbern von Betriebsvermögen 

unter 26 Millionen Euro vorgesehen, da nur begünstigtes Vermögen einer Verschonung unterliegen soll. 

So treffen die geplanten Neuregelungen zum nicht begünstigten Verwaltungsvermögen alle Erwerber von 

Betriebsvermögen, also nicht nur die Erwerber von großen Unternehmen, sondern auch die von kleinen 

und mittleren. Nach bisheriger Rechtslage musste eine Einzelbewertung des Verwaltungsvermögens zur 

Ermittlung der Verwaltungsvermögensquote vorgenommen werden. Das restliche begünstigte Vermögen 

wurde nach seinem Substanzwert in der Praxis lediglich überschlägig ermittelt. Die neugesetzlichen 

Grundlagen zur Ermittlung der Nettowerte und gemeinen Werte – auch für das nicht begünstigte Ver-

mögen inklusive dem jungen nicht begünstigten Verwaltungsvermögen – sind umfangreich und die 

Wertermittlung insbesondere für größere Familienunternehmen mit zahlreichen Tochtergesellschaften 

anspruchsvoll. Das für den Betrieb zuständige Finanzamt hat alle Werte, die für die Umsetzung der 

konsolidierten Nettobetrachtung erforderlich sind, festzustellen. Insgesamt sind mit den geplanten Neu-

regelungen zum begünstigten Vermögen ein hoher Ermittlungs- und Verwaltungsaufwand verbunden.

Zum anderen erscheint die Einschätzung der Bundesregierung zum Aufwand aufgrund der Einführung 

der Freigrenze von 26 Millionen Euro zweifelhaft. Danach würden die Änderungen im Hinblick auf die 

voraussichtlich „geringe“ Anzahl der betroffenen Fälle (weniger als 200 im Jahr) für die Finanzverwal-

tung von untergeordneter Bedeutung sein.322 In der Summe könne davon ausgegangen werden, dass 

eine bedeutsame Größenordnung nicht überschritten werde. Familienunternehmen werden jedoch in 

einem ersten Schritt zu ermitteln haben, ob sie die Freigrenze von 26 Millionen Euro überschreiten. 

320	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 2 f.

321	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 3.

322	 Regierungsentwurf v. 08.07.2015, BT-Drs. 18/5923, S. 21.
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Berechnungen zufolge betrifft eine Freigrenze von 26 Millionen Euro potenziell 10.571 Unternehmen.323 

In einem zweiten Schritt müssten die Unternehmen zwischen dem Abschmelzmodell oder der Verscho-

nungsbedarfsprüfung wählen. Hierzu bedarf es einer Gegenüberstellung und Abwägung beider Modelle. 

Der Befolgungsaufwand für die Unternehmen ist erheblich. Für die Verwaltung ist ebenfalls mit einem 

deutlich höheren Erfüllungsaufwand zu rechnen.

Insbesondere mit der Verschonungsbedarfsprüfung ist ein hoher administrativer Aufwand verbunden. 

So muss im Rahmen der Ermittlung des verfügbaren Vermögens zur Tilgung der Erbschaftsteuerschuld 

neben dem übergehenden nicht begünstigten Vermögen auch das bereits vorhandene nicht begünstig-

te Vermögen und somit auch das Privatvermögen bewertet werden. Das erfordert eine marktgerechte 

Ermittlung der Werte. Für viele Güter im Privatvermögen werden aber keine vergleichbaren Marktpreise 

zu ermitteln sein oder nur mit sehr hohem Aufwand (Gutachten, etc.) ermittelt werden können. Hier ist 

ein überproportionaler Verwaltungsaufwand im Vergleich zum Steueraufkommen zu erwarten.324

Ferner ist zu beachten, dass der Aufwand durch eine Vielzahl neuer Anzeigepflichten, Fristen, Anträge und 

Wertgrenzen weiter erhöht und für eine „Überwachung“ der Einhaltung der Regelungen deutlich steigen 

wird. So ist die Einschränkung der Freistellung von der Lohnsummenregelung von 20 auf maximal fünf Be-

schäftigte mit einem erhöhten Aufwand für Unternehmen und Verwaltung verbunden. Dieser wird von der 

Bundesregierung nicht näher quantifiziert. Aus den Zahlen des Statistischen Bundesamtes lässt sich jedoch 

ableiten, dass die Beschränkung der Ausnahme von der Lohnsummenregelung von 20 auf maximal fünf 

Beschäftigte zu einer Erhöhung der Fallzahlen um rund 380.000 Unternehmen (von 162.577 auf 542.562) 

Unternehmen325 führen würde. Die hohe Anzahl würde sich entsprechend auf die Anzeigepflicht bei Unter-

schreiten der Mindestlohnsumme (§ 13a Abs. 7 S. 1 ErbStG n. F.) auswirken. Auch der potenzielle Eintritt der 

auflösenden Bedingungen326 im Rahmen der Verschonungsbedarfsprüfung (§ 28a Abs. 4 ErbStG n. F.) und 

die Einhaltung der „qualitativen Kriterien“ über einen Zeitraum von 22 Jahren (§ 13a Abs. 9 ErbStG n. F.) 

323	 Stiftung Familienunternehmen/IW Köln, Datenbankgestützte Schätzung der Bedeutung von Familienunternehmen ge-

messen an den Kennzahlen Anzahl der Mitarbeiter und Umsatzerlöse, 2015. In dieser Berechnung wurden allerdings der 

feste Kapitalisierungsfaktor für das Vereinfachte Ertragswertverfahren sowie der Vorwegabschlag nicht berücksichtigt.

324	 Ein hoher Verwaltungsaufwand bei der Ermittlung von Privatvermögen war für den damaligen Gesetzgeber Ende der 

90er Jahre unter andere meiner der Gründe, die Vermögensteuer auslaufen zu lassen, nachdem das Bundesverfassungs-

gericht die Erhebung der Vermögensteuer aufgrund einer verfassungswidrigen Besteuerung des einheitsbewerteten 

Vermögens ausgesetzt hatte, BVerfGE 93, 121.

325	 Sonderauswertung des Statistischen Bundesamtes zum Unternehmensregister (nicht öffentlich), Statistisches Unter-

nehmensregister, Unternehmen der Wirtschaftsabschnitte 1) B-N und P-S nach Größenklassen der sozialversiche-

rungspflichtig Beschäftigten im Berichtsjahr 2012, 2014. Die Berechnungen erfolgten auf Grundlage der Gesamtzahl 

der Unternehmen mit Ausnahme der Betriebe, die keine Beschäftigen haben. Rund 91 Prozent der Unternehmen sind 

Familienunternehmen, sodass sich die Auswirkungen auf Familienunternehmen aus den Zahlen ableiten lassen.

326	 So kann zum Beispiel im Rahmen der Verschonungsbedarfsprüfung der Erlass der Steuer ganz oder teilweise rück-

wirkend entfallen, wenn der Erwerber innerhalb von zehn Jahren weiteres Vermögen erhält und dieses verfügbar ist 

(§ 28a Abs. 4 Nr. 3 ErbStG n. F.) oder die Lohnsummenregelung sowie die Behaltensfristen der Optionsverschonung 

nicht eingehalten werden (§ 28a Abs. 4 Nr. 1 und 2 ErbStG n. F.).
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sowie die entsprechenden Anzeigepflichten327 im Falle von Änderungen führen bei Finanzverwaltung und 

Unternehmen gleichermaßen zu hohen und äußerst langwierigen Befolgungskosten.

Insgesamt lässt sich nach vorangegangener Analyse zusammenfassen, dass der Aufwand für die Über-

prüfung und den Nachweis der Verschonungsbedingungen durch das neue Gesetz im Vergleich zu dem 

bisherigen Recht – und erst recht im Vergleich zu den vor 2009 bestehenden Anforderungen – erheblich 

steigen wird. Daher müssen die Angaben des BMF zum Erfüllungsaufwand ergänzt und erhöht werden.328 

g.	 Mehreinnahmen/Aufkommensneutralität

Die Bundesregierung ging im Finanztableau des Regierungsentwurfs von Steuermehreinnahmen für die 

Länder von lediglich 200 Millionen Euro bei voller Jahreswirkung aus (aufsteigend von zehn Millionen 

Euro in 2016 bis 200 Millionen Euro in 2020).329 Diese sollen sich durch die vom Finanzausschuss einge-

brachten und vom Bundestag beschlossenen Änderungen nochmals um einen sehr niedrigen dreistelligen 

Millionenbetrag reduzieren. Danach wären Steuermehreinnahmen von höchstens 100 Millionen Euro 

bei voller Jahreswirkung zu erwarten.330 Gleichzeitig ließ jedoch Sigmar Gabriel verlauten, dass aus den 

Neuregelungen Mehreinnahmen von 235 Millionen Euro resultieren würden.331

Jenseits dieser widersprüchlichen Aussagen erscheint das Finanztableau unvollständig, nicht schlüssig 

und zu niedrig angesetzt. Dies zeigen folgende Überlegungen:

Es ist beabsichtigt, nur noch das begünstigte Betriebsvermögen unter bestimmten Voraussetzungen 

zu verschonen. Das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen soll zukünftig bei allen Erwerbern von 

Betriebsvermögen definitiv besteuert werden.332 Somit unterliegt das nicht begünstigte Verwaltungs-

vermögen auch bei dem Erwerber der Besteuerung, dessen (begünstigtes) Vermögen 26 Millionen Euro 

nicht überschreitet. Für die Besteuerung des nicht begünstigten Vermögens hatte die Bundesregierung 

lediglich ein Steuermehraufkommen von 15 Millionen Euro bei voller Jahreswirkung veranschlagt. Dies 

erscheint in Anbetracht des Ausmaßes der Besteuerung des nicht begünstigten Vermögens sehr niedrig. 

327	 Vgl. § 13a Abs. 9 ErbStG n. F.

328	 Im Jahr 2010 hatte der Nationale Normenkontrollrat gemeinsam mit dem Statistischen Bundesamt die Bürokratiekosten 

für die Erbschaft- und Schenkungsteuer auf 38 Millionen Euro geschätzt. Nationaler Normenkontrollrat, Jahresbericht 

2010, S. 19 ff.

329	 Regierungsentwurf v. 08.07.2015, BT-Drs. 18/5923, S. 2 f. und 20 f.

330	 Beschlussempfehlung Finanzausschuss Bundestag v. 22.06.2016, BT-Drs. 18/8911, S. 2.

331	 Pressemitteilung von Sigmar Gabriel (SPD) im Anschluss an die Verkündung der Einigung zwischen CDU/CSU und SPD 

am 20.06.2016.

332	 Das nicht begünstigte Vermögen wird wie begünstigtes Vermögen behandelt, soweit es zehn Prozent des begünstigten 

Vermögens nicht übersteigt.
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Zudem würde die Umsetzung der Besteuerung von Erwerben oberhalb der Freigrenze signifikante Mehr-

einnahmen bedeuten. Im Finanztableau der Bundesregierung wurde die im Regierungsentwurf vorgese-

hene Abschmelzung des Verschonungsabschlages mit Steuermehreinnahmen von 105 Millionen Euro bei 

voller Jahreswirkung beziffert. Diese Abschmelzung wurde im Rahmen der nachträglichen Verhandlungen 

nochmals verschärft. Im Regierungsentwurf war noch ein Mindestverschonungsabschlag von 25 Prozent 

(Regelverschonung) beziehungsweise 40 Prozent (Optionsverschonung) oberhalb von 116 Millionen 

Euro (beziehungsweise 142 Millionen Euro) vorgesehen. Daraus hätten sich Steuermehreinnahmen von 

75 Millionen Euro bei voller Jahreswirkung ergeben. Aufgrund des Wegfalls des Mindestverschonungs-

abschlags werden sich die Mehreinnahmen erhöhen. 

Andererseits ist an dieser Stelle der Vorwegabschlag von maximal 30 Prozent bei Einhaltung qualitativer 

Kriterien zu beachten. Dieser wirkt unter anderem wie eine Erhöhung der Freigrenzen. Eine Aussage 

hierzu ist jedoch in der Beschlussempfehlung und in dem Bericht des Finanzausschusses des Bundes-

tages nicht zu finden.

Eine Schätzung der Steuermehreinnahmen für die Fälle der Verschonungsbedarfsprüfung (§ 28a ErbStG 

n. F.) fehlte schon gänzlich in dem Finanztableau des Regierungsentwurfs und ist auch nicht in der 

Beschlussempfehlung und dem Bericht des Finanzausschusses des Bundestages enthalten. Dies ist 

vermutlich dem Umstand geschuldet, dass es aus heutiger Sicht schwer abschätzbar ist, in wie vielen 

Fällen und in welcher Höhe das Privatvermögen zur Tilgung der Erbschaft-/Schenkungsteuerschuld 

herangezogen werden kann. Gleichwohl sind auch hohe Steuermehreinnahmen im Zusammenhang 

mit der Verschonungsbedarfsprüfung zu erwarten, wenn Privatvermögen vorhanden sein sollte. Aber 

selbst wenn kein Privatvermögen zur Tilgung zur Verfügung stünde, wäre – wie angemerkt – mit einem 

Mehraufkommen zu rechnen, da auch 50 Prozent des nicht begünstigten Betriebsvermögens in die Be-

steuerung einbezogen würden.

Aufgrund einer fehlenden Aufschlüsselung des unvollständigen Finanztableaus ist die Darstellung der 

Steuermehreinnahmen durch die Neuregelungen intransparent und nicht nachvollziehbar. Ein detaillier-

ter Vergleich mit dem Regierungsentwurf ist ausgeschlossen. Das Finanztableau der Bundesregierung 

war jedoch bereits zu Beginn nicht schlüssig, da die im Referenten- und Regierungsentwurf bezifferten 

Steuermehreinnahmen trotz grundlegender Änderungen einander entsprachen und in beiden Fällen mit 

200 Millionen Euro bei voller Jahreswirkung beziffert wurden.333

333	 So hätten sich unter anderem die bereits erwähnten Veränderungen des Regierungsentwurfs gegenüber dem Re-

ferentenentwurf im Finanztableau niederschlagen müssen: die Erhöhung der Freigrenze von 20 Millionen Euro auf 

26 Millionen Euro sowie für das Verschonungsabschlagsmodell aufgenommene höhere Freigrenze (52 Millionen Euro) 

aufgrund etwaiger gesellschaftsvertraglicher Beschränkungen und der reduzierte Verschonungsabschlag von 20 Prozent 

beziehungsweise 35 Prozent.
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IV.	 Die Gerechtigkeitsdebatte

Daten und Analyse zeigen, dass die Einkommens- und die Vermögensverteilung in der Gesell-

schaft nicht durch die Erbschaftsteuer beeinflusst werden. Im Gegenteil – einige der betrachteten 

OECD-Staaten, die eine vergleichsweise hohe Erbschaftsteuer erheben, weisen eine schlechtere 

Einkommens- und Vermögensverteilung auf als Deutschland. Gut ausgebaute Sozialstaaten wie 

Deutschland haben auch deshalb einen höheren Gini-Koeffizienten, weil im Rahmen der Ermitt-

lung die typischerweise in sozialen Sicherungs-systemen gebundenen Altersvorsorgeansprüche 

nicht berücksichtigt werden. Alternative Erbschaftsteuermodelle wären auch nicht „gerechter“. 

Es ist zudem ein Trugschluss zu glauben, dass der Erwerber von Betriebsvermögen Reichtum er-

werbe, über den er frei verfügen könne. Ein Großteil des Erwirtschafteten wird für Investitionen 

im Betrieb belassen und unterliegt häufig gesellschaftsvertraglichen Beschränkungen. Nicht der 

„kleine Mann“ trägt zur festgesetzten Erbschaft- und Schenkungsteuer bei, sondern die Erwerber 

großer Privatvermögen, zu denen auch der Betriebserbe zählt.

1.	 Die Einkommens- und Vermögensverteilung

… in der Gesellschaft werden durch die Erbschaftsteuer nicht beeinflusst

Ein zentrales Argument für die Befürworter der Erbschaftsteuer lautet, sie diene der sozialen Gerechtig-

keit. Die Erbschaft erscheint als unverdientes Einkommen, das die Chancengleichheit verletzt und ohne 

großen Schaden für die Leistungsbereitschaft besteuert werden kann und sollte, um die Schere zwischen 

Arm und Reich zu minimieren.334

Ein Vergleich verschiedener OECD-Staaten (Abb. 35) belegt jedoch, dass die Einkommensverteilung durch 

die Erbschaft- und Schenkungsteuer nicht beeinflusst wird. Länder mit vergleichsweise hohen Erbschaft- 

und Schenkungsteuereinnahmen im Verhältnis zum BIP (z. B. Frankreich, Japan, Spanien oder Südkorea) 

weisen einen höheren Gini-Koeffizienten und damit eine ungleichere Einkommensverteilung auf als 

Länder ohne oder mit nur geringfügiger Erbschaft- und Schenkungsteuer (u. a. Schweden, Slowakische 

Republik oder Slowenien). Deutschland verfügt über eine gleichere Einkommensverteilung als der OECD-

Durchschnitt (Gini-Koeffizient – Deutschland (2013): 0,292; Durchschnitt (2013/2014): 0,316). Anders 

als oftmals behauptet ist diese Einkommensverteilung in den vergangenen vierzehn Jahren weitgehend 

334	 Vgl. unter anderem die Beschlussempfehlung Finanzausschuss v. 22.06.2016, S. 37 f. So bemängeln die Grünen, 

dass durch den Weiterbestand der Vergünstigungen bei Erben großer Unternehmen eine Chance vertan worden 

sei, mehr Gerechtigkeit zu schaffen. Auch die Fraktion der SPD betonte in der Beschlussempfehlung, dass sich die 

Besteuerung von Erbschaften und Schenkungen mit Blick auf die ungleiche Verteilung der Vermögen in Zukunft 

anpassen müsse. Vgl. auch Deutscher Bundestag, Stenografischer Bericht, 180. Sitzung, 24.06.2016, S. 17774 ff.;  

Lisa Paus/BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN brachte zum Ausdruck, dass der Gesetzentwurf ungerecht sei.
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gleichgeblieben (Gini-Koeffizient 2002: 0,28).335 

Abb. 35:	 Gini-Koeffizient des (Netto-)Einkommens und Erbschaft-/Schenkungsteuereinnahmen 

(2013/2014)336
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Quelle: OECD Revenue Statistics 1965-2014, 2016; FinTax policy advice.

Zur Verdeutlichung der Kluft zwischen Arm und Reich wird typischerweise der Gini-Koeffizient für die 

Vermögensverteilung ins Feld geführt. Mit einem Wert von 0,775 sei die extreme Ungleichheit der Ver-

mögensverteilung in Deutschland belegt. Übersehen wird, dass der Vermögensbegriff eng gefasst ist 

und zum Beispiel die in Deutschland für einen gut ausgebauten Sozialstaat typischerweise in sozialen 

Sicherungssystemen gebundenen Altersvorsorgeansprüche nicht berücksichtigt werden.337 Bei Zugrunde-

legung eines weiten Vermögensbegriffs unter Einschluss aller privaten und gesetzlichen Vorsorgeformen 

würde sich ein geringerer Gini-Koeffizient und damit eine statistisch gleichmäßigere Vermögensverteilung 

335	 In Deutschland wird in Umfragen das Ausmaß der wirtschaftlichen Ungleichheit falsch beurteilt. So zeigte eine Um-

frage des Allensbach-Instituts aus dem Jahr 2013, dass fast zwei Drittel der Befragten in Deutschland glauben, die 

Ungleichheit habe zugenommen, obwohl dies in den Jahren seit 2005 im Hinblick auf die Einkommensungleichheit 

nicht zutrifft; Felbermayr, Battisti, Lehwald (ifo Institut) im Auftrag der Stiftung Familienunternehmen, Entwicklung 

der Einkommensungleichheit – Daten, Fakten und Wahrnehmungen, 2016, S. 3.

336	 Für die Länder Australien, Finnland, Mexiko, Niederlande, Südkorea, Ungarn, USA waren Daten für das Jahr 2014 

verfügbar. Die restlichen Daten stammen aus dem Jahr 2013, bzw. für Japan aus dem Jahr 2012.

337	 Je großzügiger aber die Renten- oder Pensionszusagen staatlicher Alterssicherungssysteme ausfallen, desto geringer 

sind für sozialversicherungspflichtig Beschäftigte die Anreize zum Aufbau eines Finanz- oder Sachvermögens für die 

Sicherung des Lebensstandards im Alter; Stiftung Familienunternehmen/ZEW, Die Folgen von Substanzbesteuerung 

für Familienunternehmen, Staat und Gesellschaft, 2013, S. 90 f.
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ergeben.338 Dass der Gini-Koeffizient nur privates Altersvorsorgevermögen berücksichtigt, mag auch eine 

der Ursachen sein, warum Sozialstaaten wie Dänemark und Schweden eine im Vergleich zu Deutschland 

noch schlechtere Vermögensverteilung aufweisen.339 

Abb. 36:	 Gini-Koeffizient des Vermögens und Erbschaft-/Schenkungsteuereinnahmen (2014)
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Quelle: Credit Suisse Global Wealth Data Book 2015; OECD Revenue Statistics 1965-2014, 2015; FinTax policy advice.

Der Vergleich des Gini-Koeffizienten für die Vermögensverteilung (Abb. 36) belegt zudem: Höhere 

Erbschaft- und Schenkungsteuern führen nicht zu einer gleicheren Vermögensverteilung. Im Jahr 2014 

weisen Länder wie zum Beispiel die Slowakische Republik oder Slowenien, die keine oder nur eine gerin-

ge Erbschaft- und Schenkungsteuer erheben, eine vergleichsweise gleichmäßige Vermögensverteilung 

auf. Länder mit vergleichsweise hohen Erbschaft- und Schenkungsteuereinnahmen wie die Niederlande 

können dagegen kaum auf eine gerechtere Vermögensverteilung verweisen (Gini-Koeffizient 2014 – 

Deutschland: 0,775; Niederlande: 0,726). Frankreich liegt – mit sehr hohen Erbschaftsteuereinnahmen –  

lediglich sehr geringfügig unter dem Durchschnitt bei der Vermögensverteilung (Gini-Koeffizient 2014 –  

OECD-Durchschnitt340: 0,79; Frankreich: 0,703). Weitere Länder mit einer schlechteren Vermögensvertei-

lung trotz Erbschaftsteuer sind unter anderem die Schweiz und die USA.

338	 Frick/Grabka, Alterssicherungsvermögen dämpft Ungleichheit – aber große Vermögenskonzentration bleibt beste-

hen, DIW Wochenbericht Nr. 3/2010, S. 9; nach Berechnungen hätte sich für Deutschland der Gini-Koeffizient der 

Vermögensverteilung im Jahr 2007 von 0,799 für das Finanz- und Sachvermögen auf 0,637 bei Berücksichtigung des 

Altersvorsorgevermögens reduziert. Das entspricht einem Rückgang von immerhin gut 20 Prozent.

339	 DIE LINKE behauptet fälschlicherweise, dass laut OECD in keinem anderen Land das Vermögen so ungleich verteilt sei 

wie in Deutschland; Beschlussempfehlung Finanzausschuss v. 22.06.2016, S. 37 f.

340	 Durchschnitt der analysierten Länder, für die gleichermaßen Daten zur Verteilung und zu Erbschaftsteuereinnahmen 

im Jahr 2014 verfügbar waren.
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Darüber hinaus wird die Bedeutung von Erbschaften und Schenkungen für die Vermögensverteilung 

in Deutschland überschätzt. Berechnungen des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln zufolge tragen 

Erbschaften und Schenkungen bei den vermögensstärksten zehn Prozent der erwachsenen Bevölkerung 

lediglich zu 15,7 Prozent ihres Gesamtvermögens bei. Dieser Anteil ist nur geringfügig höher als beim 

Rest der Bevölkerung, der im Durchschnitt 13,9 Prozent seines Vermögens geerbt hat.341 Die Vermögens-

verteilung in Deutschland bleibt durch die Erhebung der Erbschaft- und Schenkungsteuer weitgehend 

unbeeinflusst und lässt sich vielmehr durch die geringe Wohneigentumsquote erklären.342

Die Behauptung im Laufe der Jahre habe die Kluft zwischen Arm und Reich in Deutschland zugenommen, 

lässt sich für das vergangene Jahrzehnt ebenfalls nicht bestätigen.343 Der Gini-Koeffizient des Vermögens 

blieb in den vergangenen zehn Jahren nahezu unverändert344. Selbständige verfügen zwar über ein hohes 

Nettovermögen.345 Dies ist allerdings in erster Linie dem Betriebsvermögen selbst geschuldet, das jedoch 

im Unternehmen gebunden ist und nicht zur freien Verfügung steht.

2.	 Reichtum 

… wird durch Betriebserwerbe nicht erworben

Häufig wird argumentiert, dass der Fiskus die Vermögen der Reichen verschone, während der Mittelstand 

den Großteil des Aufkommens aus der Erbschaftsteuer aufbringe. Deshalb sei es begrüßenswert, dass 

das Bundesverfassungsgericht die Regelungen zur Besteuerung von Betriebsvermögen „kassiert habe“. 

Überdies könne sich das Aufkommen vervielfachen, würde Betriebsvermögen wie Geld, Immobilien oder 

Aktien besteuert. 

Mit dieser Aussage wird suggeriert, dass der Erwerber eines Unternehmens Reichtum erlange und grundsätzlich 

keine Steuer zu zahlen habe, während die Erbschaft- und Schenkungsteuer dem „kleinen Mann“ abverlangt 

werde. Diese Aussage ist jedoch falsch, denn sie lässt eine ausreichende Differenzierung zwischen Betriebs- 

und Privatvermögen sowie eine Analyse der Zahlen zur festgesetzten Steuer und zum Aufkommen vermissen.

341	 Institut der deutschen Wirtschaft Köln, Ein Haus, eine Firma, aber kaum Cash, iwd Nr. 23, 40. Jahrgang, 2014, S. 2.

342	 Niehues/Schröder, Einkommens- und Vermögensverteilung: zwischen Wahrnehmung und Wirklichkeit, ZBW Wirt-

schaftsdienst 10, 2014, S. 703. Studien zeigen im internationalen Vergleich, dass je weniger Menschen in den eigenen 

vier Wänden wohnen, desto ungleicher die Vermögen in diesen Ländern verteilt sind (Korrelationskoeffizient -0,83). 

Dagegen verfügt Deutschland im Gegensatz zu vielen anderen Ländern über einen attraktiven Mietwohnungsmarkt. 

Haushalte sind in Deutschland so nicht gezwungen, einen Kredit aufzunehmen, um gut wohnen zu können.

343	 DIE LINKE stellt fälschlicherweise die Behauptung auf, die Ungleichverteilung nehme seit Jahren zu; Beschlussemp-

fehlung Finanzausschuss v. 22.06.2016, S. 37 f.

344	 Grabka/Westermeier, DIW Wochenbericht Nr. 9.2014, S. 153, 156 f.: 2002 lag der Wert bei 0,776 und im Jahr 2012 bei 

0,78.

345	 Selbständige mit mehr als 10 Mitarbeitern verfügen über ein Nettovermögen von knapp einer Millionen Euro; DIW, 

Wochenbericht Nr. 9.2014, S. 161.
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Es ist ein Trugschluss zu glauben, dass das Erbe oder die Schenkung von Unternehmensvermögen einen 

Erwerber reich machen würde. In der Regel unterliegt das Betriebsvermögen gesellschaftsvertraglichen 

Beschränkungen (zum Beispiel Entnahme-, Verfügungs- und Abfindungsbeschränkungen), sodass über 

dieses nicht frei verfügt werden kann. Familienunternehmer sind überdies häufig persönlich im Unterneh-

men aktiv, sei es in der Geschäftsleitung oder in Aufsichtsgremien. Der Erfolg der Unternehmen beruht 

auf dem persönlichen Engagement und dem Verantwortungsbewusstsein für Belegschaft und Region 

und ist auf einen Generationen überdauernden Erhalt des Unternehmens gerichtet. Familienunterneh-

mer belassen einen Großteil des Erwirtschafteten im Betrieb und entnehmen ggf. lediglich die für den 

Lebensbedarf nötigen Mittel, um Investitionen tätigen zu können und für unsichere Zeiten vorzusorgen. 

Aufgrund seiner Bedeutung für Wirtschaft und Staat (unter anderem Wachstum und Beschäftigung, 

regionale, soziale und kulturelle Stärkung und Zusammenhalt) wird daher Betriebsvermögen gegenüber 

Privatvermögen begünstigt.346

Der Erwerber von Betriebsvermögen, der aber gleichzeitig Privatvermögen erbt/geschenkt bekommt, 

unterliegt wie jeder andere Erwerber auch der Erbschaft- beziehungsweise Schenkungsteuer. Denn der 

einem Erwerber gewährte Freibetrag wird nur einmal gewährt und ist in der Regel im Falle des Erwerbs 

eines Unternehmens – insbesondere bei großen Betriebsübertragungen – bereits ausgeschöpft. Damit 

unterliegt das gleichzeitig mit dem Betriebsvermögen übergehende Privatvermögen beim Erwerber 

der Besteuerung. In der Vergangenheit durch Erbe oder Schenkung erworbenes Privatvermögen wurde 

ohnehin besteuert.

Die Erbschaft- und Schenkungsteuerstatistik belegt zudem, dass insbesondere große Erwerbe einen 

Beitrag zur festgesetzten Steuer leisten. Steuerbefreite Sachverhalte werden in der Statistik nicht erfasst. 

Damit fließen nur Erwerbe, die über den Freibeträgen liegen und bereits eine gewisse Größe aufweisen, 

in die Statistik ein. Der „kleine Mann“ hat daher die Steuer nicht zu entrichten. Im Gegenteil – Erwerbe 

ab 500.000 Euro machen nur 15,3 Prozent aller Erbfälle aus und werden daher nur einer kleineren Bevöl-

kerungsgruppe zuteil. Sie tragen aber zu rund 65,7 Prozent zur festgesetzten Erbschaft- und Schenkung-

steuer bei.347 Es sind also die größeren Erwerbe, die den Bärenanteil zur festgesetzten Steuer leisten. 

Dazu zählen insbesondere die Erben großer Privatvermögen, aber eben auch die Betriebsnachfolger, 

deren Vermögen im Rahmen der bisherigen Regelverschonung nur zu 85 Prozent verschont wurden, und 

die daneben auch Privatvermögen erwerben. Durch die Neuregelungen wird der Beitrag der größeren 

Erwerbe noch ansteigen.

346	 Siehe hierzu oben, III. 6.

347	 Die obersten 15,3 Prozent aller Erbfälle sind Erwerbe ab 500.000 Euro. Diese Gruppe leistete im Jahr 2015 einen Beitrag 

von rund zwei Dritteln (65,7 Prozent) zur festgesetzten Steuer. Selbst die obersten 2,3 Prozent aller Erbfälle (Erwerbe 

ab 2,5 Millionen Euro) trugen im Jahr 2015 noch 34,3 Prozent zur festgesetzten Steuer bei. Statistisches Bundesamt, 

Erbschaft- und Schenkungsteuerstatistik 2015, 2016, S.18; die Statistik lässt an dieser Stelle jedoch offen, welcher 

Anteil der festgesetzten Steuer auf Betriebs- beziehungsweise auf Privatvermögen entfällt.
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Ermittlung des Wertes ist Voraussetzung und Basis für die sich anschließende Verschonung. Dieses Manko 

kann erst durch den festen Kapitalisierungsfaktor behoben werden. Daher darf die Anpassung auch nicht 

mit anderen begünstigenden Maßnahmen verglichen und kumulativ betrachtet werden.

Der Gesetzgeber hat den Versuch unternommen, das Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht nach Maßgabe 

des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 17.12.2014 verfassungskonform zu regeln. Auf diesen 

neu geschaffenen Rechtsrahmen müssen sich die Familienunternehmen verlassen können. Anders als die 

Veräußerung von Aktien bei Kapitalgesellschaften im Streubesitz erfolgt die Übergabe von Familienun-

ternehmen nicht binnen weniger Monate oder gar Tage. Vielmehr ist sie in der Regel von langer Hand 

geplant. Voreilig grundlegende Änderungen am gerade gefundenen Kompromiss zu fordern oder sogar 

ein Verwerfen der Neuregelung in der nächsten Legislaturperiode anzukündigen, ohne die Wirkweise 

der Reform abwarten zu wollen, widerspricht dem, was Familienunternehmen jetzt dringend brauchen: 

die Verlässlichkeit politischer Entscheidungen und das Vertrauen in den auf dieser Basis geschaffenen 

Rechtsrahmen. Klarstellungen und kleinere Änderungen, die zeitnah im Wege eines Anwendungsschrei-

bens vorgenommen werden, stehen hierzu nicht im Widerspruch, sondern tragen zur Rechtssicherheit 

bei. Ob aber das neue Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht den vom Bundesverfassungsgericht auf-

gestellten Anforderungen genügt, wird sich mit der Zeit zeigen. Es wird darauf ankommen, dass die 

Neuregelungen in einem ausgewogenen Verhältnis zueinanderstehen. Familienunternehmen können 

ihrer mit dem Eigentum verbundenen Verpflichtung, Arbeitsplätze zu sichern, nur nachkommen, wenn 

ihnen ihre Stabilität erhalten bleibt. Sollte dies nicht der Fall sein, wäre der Gesetzgeber aufgefordert 

nachzubessern.
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Anhang

1.	 Übersicht der Thesen

Im Folgenden sind die Thesen des Kapitel III. und IV. in Gänze zusammengefasst.

III. 	 Analyse und Wertung des neuen Erbschaft- und Schenkungsteuerrechts

1.	 Das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen 

a.	 Das begünstigungsfähige Vermögen

…… erfasst richtigerweise auch Drittlandsbeteiligungen

b.	 Die Ermittlung des Verwaltungsvermögens

…… wird r icht igerweise auf  Grundlage des bisher schon bes tehenden 
Verwaltungsvermögenskataloges vorgenommen

…… ist richtigerweise um eine Investitionsklausel ergänzt worden, die allerdings noch 
praxistauglicher ausgestaltet werden sollte

c.	 Das nicht begünstigte Verwaltungsvermögen

…… wird sofort und definitiv besteuert und führt daher zu deutlichen Mehrbelastungen

…… erfordert zu seiner Ermittlung grundsätzlich den anteiligen Schuldenabzug, der jedoch 
nach neuem Recht zur Feststellung der 20-Prozent-Grenze bei der Optionsverschonung 
nicht berücksichtigt wird

…… muss bei der Optionsverschonung bei Überschreiten der 20-Prozent-Grenze zu einer 
Gewährung der Regelverschonung führen

2.	 Das Verschonungskonzept

a.	 Der Vorwegabschlag

…… ist Ausdruck der engen Bindung eines Familienunternehmers an den Betrieb und die 
damit verbundenen Erschwernisse

…… ersche in t  in  se iner  j e t z igen  Ausges t a l tung  –  t ro t z  Entnahme- / 
Ausschüttungsbeschränkung – insgesamt praxistauglicher

…… wirkt wie eine Erhöhung der (zu niedrigen) Freigrenze 

…… führt bei kleinen Unternehmen zu einer angemessenen Entlastung 

…… ist verfassungsrechtlich nicht zweifelhaft und darf nicht in Kumulation mit anderen 
Neuregelungen, wie beispielsweise der Einführung des festen Kapitalisierungsfaktors 
bei der Bewertung, gesehen werden

…… intendiert die Berücksichtigung von gesellschaftsvertraglichen Abfindungs-, 
Entnahme- und Verfügungsbeschränkungen, die richtigerweise jedoch im Rahmen 
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der Bewertung berücksichtigt werden sollten

…… sollte nicht an das Vorliegen der Beschränkungen für einen Zeitraum von 20 Jahren 
nach dem Zeitpunkt der Steuerentstehung geknüpft werden

b.	 Die Freigrenze von 26 Millionen Euro

…… ist zu niedrig bemessen

c.	 Der abschmelzende Verschonungsabschlag 

…… ist eine sinnvolle und mit dem Bundesverfassungsgerichtsurteil im Einklang stehende 
Alternative zur Verschonungsbedarfsprüfung

…… führt bei kleineren Unternehmen zu einer nur geringfügigen Mehrbelastung 
gegenüber dem bisherigen Recht 

…… birgt für mittlere und große Familienunternehmen weiterhin große steuerliche 
Mehrbelastungen

d.	 Der Antrag auf Verschonungsbedarfsprüfung 

	 Die Einbeziehung von bereits vorhandenem Privatvermögen
…… wird vom Bundesverfassungsgericht nicht verlangt

…… widerspricht dem Bereicherungs- und Leistungsfähigkeitsprinzip, ist systemwidrig 
und kommt einer Vermögensabgabe gleich

…… kann zu betriebswirtschaftlich und unternehmerisch zweifelhaften (Nachfolge-)
Entscheidungen führen

…… führt zu einer Schwächung des Betriebsvermögens

	 Die Liquidation von Vermögen
…… erfordert die Berücksichtigung ausgelöster Ertragsteuern

e.	 Die Stundung 

…… nach § 28 Abs. 1 ErbStG a. F. entfaltete keine praktische Relevanz und bedurfte daher 
einer Überarbeitung 

…… nach § 28 Abs. 1 ErbStG n. F. ist gegenüber § 28 Abs. 1 ErbStG a. F. mit Mehrbelastungen 
und mit höheren Anforderungen an die Liquidität verbunden

…… nach § 28 Abs. 1 ErbStG n. F. muss sich erst noch als praktikabel erweisen

…… für nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen und für Schenkungen fehlt

3.	 Die Lohnsummenregelung 

a.	 Die Freistellungsgrenze 

…… , die bei Unternehmen bis zu fünf Beschäftigten Anwendung findet, ist zu begrüßen 

…… sollte nicht von der Anzahl der Köpfe abhängig gemacht werden
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b.	 Die Gleitzonen

…… sind positiv zu werten

4.	 Die verkehrswertorientierte Bewertung 

…… führt(e) bisher im Rahmen des Vereinfachten Ertragswertverfahrens in 
Niedrigzinsphasen zu einer Erhöhung der Unternehmenswerte und zu Überbewertungen

…… und die damit beim Vereinfachten Er tragswertverfahren verbundenen 
Überbewertungen werden durch die Einführung eines festen Kapitalisierungsfaktors 
abgemildert

…… erforderte eine Anpassung beim Kapitalisierungsfaktor, um eine Annäherung an den 
gemeinen Wert zu gewährleisten

…… und die Annäherung an den gemeinen Wert durch Einführung eines festen 
Kapitalisierungsfaktors steht der gleichzeit igen Berücksicht igung von 
Wertminderungen durch Entnahme-, Verfügungs- und Abfindungsbeschränkungen 
durch den Vorwegabschlag nicht entgegen, da beide unterschiedliche Intentionen 
verfolgen 

…… erfordert mittelfr istig eine Berücksichtigung von Wertminderungen des 
Unternehmens/der Gesellschaftsanteile durch Entnahme-, Verfügungs- und 
Abfindungsbeschränkungen auf Ebene der Bewertung

5.	 Inkrafttreten und Anwendung

a.	 Die Anwendung auf „frühere“ Erwerbe – Kettenschenkungen

	 bedeutet erhebliche Mehrbelastungen im Vergleich zum bisherigen Recht 

b.	 Die Anwendung des neuen Bewertungsrechts

…… für Stichtage nach dem 31.12.2015 kann zu Verwerfungen führen und sollte daher für 
Erwerbe, die im 1. Halbjahr 2016 nach dem bisherigen Recht erfolgt sind, durch die 
Anwendung des bisherigen Bewertungsrechts ersetzt werden können

6.	 Der Einfluss der Neuregelungen auf Markt und Wettbewerb

a.	 Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Unternehmensübergabe

…… an Familienmitglieder ist erheblich

b.	 Die Auswirkungen des Verschonungskonzepts auf die erbschaftsteuerliche Belastung 
von Unternehmen

…… können erheblich sein

c.	 Die Fortführung eines (Familien-)Unternehmens 

…… ist einer Veräußerung vorzuziehen

…… führt durch die übernommene Verantwortung und die Erschwernisse der 
Nachfolgesituation zu einer verminderten Leistungsfähigkeit bei den Erben
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d.	 Gute Wettbewerbsbedingungen und Unternehmensbindung im Inland

…… sind Voraussetzung für den beständigen Erfolg von Familienunternehmen

e.	 Investitionen, Wertschöpfung und Arbeitsplätze 

…… können durch die Neuregelungen beeinflusst werden

f.	 Der Bürokratieaufwand

…… wird um ein Vielfaches ansteigen

IV.	 Die Gerechtigkeitsdebatte

1.	 Die Einkommens- und Vermögensverteilung

…… in der Gesellschaft werden durch die Erbschaftsteuer nicht beeinflusst

2.	 Reichtum 

…… wird durch Betriebserwerbe nicht erworben
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4.	 Freibeträge und Steuersätze

Die neuen Regelungen konzentrieren sich auf die Begünstigung von Betriebsvermögen. Unverändert ist 

erbschaft- beziehungsweise schenkungsteuerpflichtig, was nach Abzug der Freibeträge (Abb. 39) vom 

Vermögenswert übrigbleibt.

Abb. 39:	 Freibeträge nach Steuerklassen und Begünstigten

Steuerklasse

§ 15 ErbStG

Begünstigte Höhe des Freibetrags357

§ 16 ErbStG

in Euro

I Ehegatte 500.000

I (Stief- und Adoptiv-)Kinder sowie Enkel, deren Eltern verstorben sind 400.000

I Enkel, deren Eltern nicht verstorben sind 200.000

I Eltern und Großeltern im Erbfall 100.000

II Eltern und Großeltern bei Schenkung, 

Geschwister, Nichten, Neffen, Stiefeltern, Schwiegerkinder, Schwie-

gereltern, geschiedner Ehegatte und Lebenspartner einer aufgehobe-

nen Lebenspartnerschaft

20.000

III Eingetragener Lebenspartner 500.000

III Sonstige Erwerber: Onkel, Tante, Cousin, Cousine, Schwager, Schwäge-

rin, Freunde

20.000

Quelle: FinTax policy advice.

Abb. 40:	 Steuersätze nach Wert des steuerpflichtigen Erwerbs und Steuerklasse

Wert des steuerpflichtigen Erwerbs bis einschließlich ...

in Euro

Steuersatz in der Steuerklasse

§ 19 ErbStG 

in Prozent

I II III

2009 2010

75.000   7 30 15 30 

300.000 11 30 20 30 

600.000 15 30 25 30 

6.000.000 19 30 30 30 

13.000.000 23 50 35 50 

26.000.000 27 50 40 50 

Über 26.000.000 30 50 43 50 

Quelle: FinTax policy advice.

357	 Die persönlichen Freibeträge stehen jedem Erwerber nur einmal in zehn Jahren zu.
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5.	 Ausführliche Belastungsrechnung

Die ausführliche Belastungsrechnung (Abb. 41) fasst die oben erläuterten Belastungen von Betriebsver-

mögen im Erb-/Schenkungsfall sowie ggf. Verschonungsmöglichkeiten des Erwerbers in Gänze zusammen.

Abb. 41:	 Eine Firma wird vererbt

Berechnung des Unternehmenswerts 2016

Durchschnittlicher Gewinnanteil der letzten 3 Jahre 7.272.727 Euro

Kapitalisierungsfaktor 13,75

Unternehmenswert (Gewinn x Kapitalisierungsfaktor) = Erwerbe

Gemeiner Wert des begünstigungsfähigen Vermögens § 13b Abs. 1 ErbStG n. F. 100.000.000 Euro

1. Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens und des begünstigten Vermögens

a) Ermittlung des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens

Verwaltungsvermögen nach § 13b Abs. 4 Nr. 1-5 ErbStG n. F.

Davon Verwaltungsvermögen ohne Finanzmittel nach § 13b Abs. 4 Nr. 1-4 ErbStG n. F.
(z. B. Anteile an Kapges. (Beteiligung nicht mehr als 25 Prozent), Wertpapiere) 

13.000.000 Euro

Davon Verwaltungsvermögen, das zur Erfüllung von Altersversorgungsverpflichtungen dient 

§ 13b Abs. 3 S. 1 ErbStG n. F.; Schulden verrechnet

1.800.000 Euro

Verwaltungsvermögen ohne Finanzmittel nach § 13b Abs. 4 Nr. 1-4 ErbStG n. F. und ohne 

Altersversorgungsverpflichtungen nach § 13b Abs. 3 ErbStG n. F.

> Hinzurechnung zum gemeinen Wert des Verwaltungsvermögens

11.200.000 Euro

Davon gemeiner Wert der Finanzmittel nach § 13b Abs. 4 Nr. 5 S. 1 ErbStG n. F.
(z. B. Zahlungsmittel, Geldforderungen) (Annahme: 25 Prozent des Betriebsvermögens)

25.000.000 Euro

Davon Schulden § 13b Abs. 4 Nr. 5 S. 1 ErbStG n. F.
(Annahme fünf Prozent der Gesellschaft)

5.000.000 Euro

Davon positiver Saldo junger Finanzmittel § 13b Abs. 4 Nr. 5 S. 2 ErbStG n. F.
(Annahme zehn Prozent der Finanzmittel)

> Hinzurechnung zu den schädlichen Finanzmitteln

2.500.000 Euro

Davon Finanzmittel, die zur Erfüllung von Altersversorgungsverpflichtungen dienen 

§ 13b Abs. 3 S. 1 ErbStG n. F.; Schulden verrechnet 

500.000 Euro

Gemeiner Wert der Finanzmittel nach Schuldenabzug, Abzug von Finanzmitteln, die zur Er-

füllung von Altersversorgungsverpflichtungen dienen und Abzug von jungen Finanzmitteln 

§ 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.

= Bemessungsgrundlage des Finanzmitteltests nach § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.

17.000.000 Euro

Finanzmitteltest358

Davon unschädlich (bis zu 15 Prozent des anzusetzenden Werts des Betriebsvermögens) 15.000.000 Euro

Davon schädlich (über 15 Prozent des anzusetzenden Werts des Betriebsvermögens) 

> Hinzurechnung zu den schädlichen Finanzmitteln

2.000.000 Euro

Schädliche Finanzmittel nach § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.

> Hinzurechnung zum gemeinen Wert des Verwaltungsvermögens

4.500.000 Euro

Gemeiner Wert des Verwaltungsvermögens § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG n. F.359

(Verwaltungsvermögen § 13b Abs. 4 Nr. 1-4 ErbStG n. F. abzgl. Saldo aus Altersversorgungsverpflichtungen + schädliche 

Finanzmittel § 13b Abs. 4 Nr. 5 ErbStG n. F.)

15.700.000 Euro

358	 Annahme: Das begünstigungsfähige Vermögen des Betriebs oder der nachgeordneten Gesellschaft dient nach seinem 

Hauptzweck einer sog. produktiven Tätigkeit.

 359	 Für den Fall eines Antrags auf Optionsverschonung muss geprüft werden, ob der gemeine Wert des Verwaltungsver-

mögens nach § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG n. F. die Verwaltungsvermögensgrenze i. H. v. 20 Prozent des gemeinen Wert 

des Betriebs nicht übersteigt. Diese liegt bei 15,7 Prozent, sodass die Optionsverschonung nach dem neuen Recht 

angewendet werden kann.
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Anteilige Berücksichtigung von Schulden § 13b Abs. 6 ErbStG n. F.

Verbleibende Schulden nach Anwendung von § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG n. F. (Annahme) 157.000 Euro

Anteiliger gemeiner Wert der verbleibenden Schulden § 13b Abs. 6 S. 2 ErbStG n. F.
= 	Verbleibende Schulden nach Anwendung von § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG n. F. x (gemeiner Wert des Verwaltungsver-

mögens/(gemeiner Wert des Betriebsvermögens + verbleibende Schulden nach Anwendung von § 13b Abs. 3 und 4 

ErbStG n. F))

24.610 Euro

Nettowert des Verwaltungsvermögens § 13b Abs. 6 ErbStG n. F.	
(Gemeiner Wert des Verwaltungsvermögens § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG n. F. abzgl. des anteiligen gemeinen Werts der 

verbleibenden Schulden § 13b Abs. 6 S. 2 ErbStG n. F.)

15.675.390 Euro

Betriebsvermögen abzgl. des Nettowerts des Verwaltungsvermögens 84.324.611 Euro

Zehn-Prozent-Pauschale § 13b Abs. 7 ErbStG n. F.

> Hinzurechnung zum begünstigungsfähigen Vermögen

8.432.461 Euro

Nicht begünstigtes Verwaltungsvermögen
Nettowert des Verwaltungsvermögens abzgl. Zehn-Prozent-Pauschale; 

Junge Finanzmittel und junges Verwaltungsvermögen zählen in jedem Fall dazu

7.242.929 Euro

b) Ermittlung des begünstigten Vermögens
(Gemeiner Wert des begünstigungsfähigen Vermögens abzgl. des nicht begünstigten Verwaltungsvermögens)

92.757.072 Euro

Freigrenze Begünstigtes Vermögen liegt über der Freigrenze, d. h. das gesamte Betriebsvermögen 

muss versteuert werden
26.000.000 Euro

2. Ggf. Berücksichtigung von Verfügungsbeschränkungen – sog. Vorwegabschlag  

	 (max. 30 Prozent) auf begünstigtes Vermögen

Annahme: 20-Prozent-Abschlag
Herabsenkung des begünstigten Vermögens um 20 Prozent

74.205.657 Euro

Freigrenze Begünstigtes Vermögen liegt über der Freigrenze, d. h. das gesamte Betriebsvermögen 

muss versteuert werden
26.000.000 Euro

3. Erbschaftsteuerzahlung

Erbschaftsteuersatz 

30 Prozent

Steuerschuld 

nach neuem Recht 

ohne Vorwegabschlag

Steuerschuld 

nach neuem Recht 

mit Vorwegabschlag

Steuerschuld nach  

bisherigem Recht360

Fällige Steuerschuld auf 

nicht begünstigtes 

Verwaltungsvermögen
(= Nicht begünstigtes Verwal-

tungsvermögen x ErbStSatz)

2.172.879 Euro
(= 7.242.929 x 30 %)

2.172.879 Euro
(= 7.242.929 x 30 %)

750.000 Euro
(= 2.500.000 x 30 %)

Potenzielle Steuerschuld auf begünstigtes Vermögen

Bemessungsgrundlage 92.757.072 Euro 74.205.657 Euro 97.500.000 Euro

Potenzielle Steuerschuld 

auf begünstigtes

Vermögen von höchstens

27.827.121 Euro
(= 92.757.072 x 30 %)

22.261.697 Euro
(= 74.205.657 x 30 %)

29.250.000 Euro
(= 97.500.000 x 30 %)

Zur Tilgung der potenziellen Steuerschuld auf begünstigtes Vermögen gibt es nach dem neuen Recht zwei 

Alternativen, wobei der Antrag auf Alternative A unwiderruflich zu stellen ist

Gesamte Steuerschuld 
ohne weiteren Antrag 

auf Verschonungsabschlag oder 

Verschonungsbedarfsprüfung 30.000.000 Euro 24.434.576 Euro 30.000.000 Euro

360	 Da das Verwaltungsvermögen (inkl. Finanzmitteltest i. S. d. § 13b Abs. 2 Nr. 4a ErbStG a. F. (20 Prozent unschädlich)) 

unter 50 Prozent des Betriebsvermögen liegt, ist das gesamte Betriebsvermögen nach altem Recht im Rahmen der 

Regelverschonung wie begünstigtes Vermögen zu behandeln. Lediglich das junge Verwaltungsvermögen ist nicht 

begünstigt.
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4. Antrag auf Verschonungsabschlag oder Verschonungsbedarfsprüfung

Alternative A: Antrag auf Verschonungsabschlag (Regel- oder Optionsverschonung)

a. Regelverschonung

nach neuem Recht

ohne Vorwegabschlag361

nach neuem Recht 

mit Vorwegabschlag362

nach bisherigem Recht

Steuerschuld auf  

begünstigtes Vermögen

Verschonungsabschlag 0 Prozent 21 Prozent 85 Prozent

Bemessungsgrundlage 92.757.072 Euro 74.205.657 Euro 97.500.000 Euro

Steuerschuld auf  

begünstigtes Vermögen 
(= (1-Verschonungsabschlag) x 

Bemgrdl. x ErbStSatz)

27.827.121 Euro 17.586.741 Euro 4.387.500 Euro

Steuerschuld auf nicht 

begünstigtes 

Verwaltungsvermögen
(= Nicht begünstigtes Ver

waltungsvermögen x ErbStSatz)

2.172.879 Euro 2.172.879 Euro 750.000 Euro

Gesamte Erbschaft-

steuerzahlung auf

Betriebsvermögen  30.000.000 Euro  19.759.619 Euro 5.137.500 Euro

b. Optionsverschonung

nach neuem Recht

ohne Vorwegabschlag363 

nach neuem Recht 

mit Vorwegabschlag364

nach bisherigem Recht365

Steuerschuld auf  

begünstigtes Vermögen

Verschonungsabschlag 0 Prozent 36 Prozent 85 Prozent

Bemessungsgrundlage 92.757.072 Euro 74.205.657 Euro 97.500.000 Euro

Steuerschuld auf  

begünstigtes Vermögen 
 (= (1-Verschonungsabschlag) x 

Bemgrdl. x ErbStSatz)

27.827.121  Euro 14.247.486 Euro 4.387.500 Euro

Steuerschuld auf  

nicht begünstigtes 

Verwaltungsvermögen
(= Nicht begünstigtes Ver

waltungsvermögen x ErbStSatz)

2.172.879 Euro 2.172.879 Euro 750.000 Euro

Gesamte Erbschaft-

steuerzahlung auf

Betriebsvermögen  30.000.000 Euro  16.420.365 Euro 5.137.500 Euro

361	 Überschreitet der Erwerb von begünstigtem Vermögen die Freigrenze von 26 Millionen Euro, verringert sich auf Antrag des Erwerbers der Verscho-

nungsabschlag um jeweils einen Prozentpunkt für jede vollen 750.000 Euro, die der Wert des begünstigten Vermögens den Betrag von 26 Millionen 

Euro übersteigt. Ab einem Erwerb von begünstigtem Vermögen in Höhe von 89,75 Millionen Euro (Regelverschonung) beziehungsweise 90 Millionen 

Euro (Optionsverschonung) wird kein Verschonungsabschlag mehr gewährt.

362	 Siehe Fn. 361.

363	 Siehe Fn. 361.

364	 Siehe Fn. 361.

365	 Nach bisherigem Recht galt für die Optionsverschonung eine Verwaltungsvermögensgrenze von zehn Prozent, die in diesem Beispiel überschritten 

ist. Der Antrag auf Optionsverschonung sollte nicht gestellt werden, weil eine Verschonung nicht gewährt würde. Da die Verwaltungsvermögensquote 

aber unter 50 Prozent liegt, kommt die Regelverschonung zur Anwendung. Damit ergibt sich eine Erbschaftsteuerbelastung wie im Fall 4 A. a. i. H. v. 

5.137.500 Euro.
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Alternative B: Antrag auf Verschonungsbedarfsprüfung

ohne Vorwegabschlag mit Vorwegabschlag Vgl. zum bisherigen 

Recht

Fall 1 Fall 2 Fall 1 Fall 2

Steuerschuld auf  

begünstigtes Vermögen

s. oben

Vorhandenes  

Privatvermögen

20.000.000 Euro 50.000.000 Euro 20.000.000 Euro 50.000.000 Euro

Nicht begünstigtes  

Verwaltungsvermögen

7.242.929 Euro 7.242.929 Euro 7.242.929 Euro 7.242.929 Euro

Summe 27.242.929 Euro 57.242.929 Euro 27.242.929 Euro 57.242.929 Euro

Erbschaftsteuerschuld  
(50 Prozent d. Summe)

13.621.464 Euro 28.621.464 Euro 13.621.464 Euro 28.621.464 Euro

Beschränkung der  

Steuerschuld auf max.

13.621.464 Euro 27.827.121 Euro 13.621.464 Euro 22.261.697 Euro

Steuerschuld auf nicht 

begünstigtes 

Verwaltungsvermögen
(= Nicht begünstigtes Verwal-

tungsvermögen x ErbStSatz)

2.172.879 Euro 2.172.879 Euro 2.172.879 Euro 2.172.879 Euro

Gesamte Erbschaft-

steuerzahlung auf

Betriebsvermögen 
(Summe aus Steuerschuld 

auf begünstigtes Vermögen 

und nicht begünstigtes 

Verwaltungsvermögen) 15.794.343 Euro 30.000.000 Euro 15.794.343 Euro 24.434.576 Euro 5.137.500 Euro

Quelle: FinTax policy advice.
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